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Reaktionen der deutschen Staaten
auf die entstehenden Freikirchen
Die Geschichte der Freikirchen ist ihrem esen nach, in Beziehung und
Abhängigkeit, eın wechselseitiger Prozess der Auseinandersetzungen
zwischen freikirc  ichen Minoritaten und den „Größen“ Staat und Staats-
bzw Landeskirchen SCWESCNM. olgende Fragestellungen ergeben sich dar-
Aaus für ema42a

Wıe reaglerten die Staaten, die weltlichen ehNorden verschiedener Stu-
fen, auf das Aufkommen, die Existenz un: das Wirken freikirchlicher
Minorıitaten Wıe zeigte sich 1€e5s in den Aktionen und Reaktionen 1im
Verhalten, in Argumentation und Maisnahmen der Behörden?
elche Phänomene, Vorwürfe und Unterstellungen beherrschten die
Interaktionen un belasteten die Beziehungen? Wo agen in der 11-
seitigen Polemik die spezifischen Berührungspunkte und Reibungs-
fliächen?
WI1Ie reagierten die freikirchlichen Gemeinschaften auf Verhalten, Ak-
tionen und Reaktionen der weltlichen Behörden?

Einleitung
Wıe die behördlichen Reaktionen un Aktionen nachweisbar belegen, ICAd-

gierten staatliche W1€ staatskirchliche eNorden zunächst erundsätzlich
NEegaALLV auf das Aufkommen freikirchlicher Bewegungen in Deutschland
Das lag den verfehlten Vorstellungen VO Freikirchentum. essen
Praktiken hrte bei den eNOorden und auch in der Offentlichkeit der
Meinung, A4SS sich 1er ausländisches, also undeutsches esen ausbrei-

Darüber hinaus wurde fast urchweg für die freikirchlichen Bewegun-
SCH die diffamierende Bezeichnung „Sekte“ verwendet. SO veranlasste die-

Grundeinstellung behör:  IC Nnstanzen ZUL Vorsicht un Öörderte Ver-
acC und Ablehnung, zumal freikirc  iche Bestrebungen als Störung der
öffentlichen Ordnung eingestuft wurden. Das1 dazu, 4SS den frei-
kirchlichen Bemühungen VOTrerst uldungs- und Anerkennungsrechte VCI-

weigert wurden.‘

Vgl Geldbach, Freikirchen Erbe, Gestalt und Wirkung, Göttingen
46 ff. 124 146 ff.; Mueller, Zur rechtlichen Lage VO  — Freikirchen im Deutsch-
and des Jahrhunderts, Spes Christiana, Jhrg 2006,
(2008)
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Im Herausforderungsprozess mit den entstehenden Freikirchen reagıier-
ten nicht alle deutschen Staaten bzw. Länder in gleicher e1i1se Das hat
mit der religiösen Situation im jeweiligen Land L(un, nicht Zzuletzt auch
mit der geografischen Massierung freikirchlicher Täatigkeit W1€E auch mıt
der TO des einzelnen Staates

Die VO  > freikirchlicher el her verursachte Herausforderung für die
weltlichen und geistlichen eNorden WL insbesondere Ergebnis der I114d5-

S1Iven Kritik Staats- DZw Landeskirchentum. Der Vollzug geistlicher
Amtshandlungen und die Verwaltung der Sakramente urc nicht B
chulte bzw ordinierte rediger Wr den staatlichen und staatskirchli-
chen ehNorden eın Dorn 1im Auge Rigorose Reaktionen eıtens der Staa-
ten verbunden miıt drastischen trafen eine unübersehbare
Reaktion auf das vielerorts aggressive orgehen einzelner freikirc  icher
Exponenten, die sich in ihrem Sendungsbewusstsein nicht die 1m Lan-
de herrschenden TeC.  iıchen Gegebenheiten und Gewohnheiten hielten
und insbesondere 1in den kirc  ichen Parochien für Verunsicherung und
Streitigkeiten verantwortlich waren “

Trst 1im Laufe der eıt wurden Behandlung und Maisnahmen der at-
lichen eNorden ELWAaS humaner, TEe1NC auch im Zuge verbesserter recht-
licher Verhältnisse. DIie gegenseıltige Polemik ahm ab, Denken und Hal-
tung staatlicher Exponenten wurden eLtiwAas differenzierter, manchmal
schimmert ELIwAas Verständnis für die Freikirchen Uurc och auf
freikirc  icher eıite blieben insbesondere praktische Schwierigkeiten eTt-

bei Eheschliefsungen, im Begräbniswesen und eiım Bau VO  - gOLLECS-
dienstlichen eDauden bestehen.?

Die folgenden Ausführungen beschränken sich 1im Wesentlichen auf
die ewegungen der Baptisten und der Methodisten. Ihre zielstrebige
Missionsarbeit se1it den dreifßiger Jahren un die Bemühungen kirchen-
konstituierende Rechte bedeuteten für die deutschen Staaten eine g —-
wichtige Herausforderung. Haltung und Vorgehen der preufßsischen
ehNorden darzulegen, wird zudem punktuell auf das in die Separation
gedrängte Luthertum zurückgegriffen, auf die offene Auseinandersetzung
und staatliche Verfolgung der schlesischen Widerstand die
NıOoN se1l un Agende entstandenen Oppositionsbewegung.

Zur historischen Situation

DIie ersten Jahrzehnte des ahrhunderts entscheidend für die
Verfassungslage der deutschen Staaten Veränderungen ergaben sich VOTL

em MUrc Napoleons rigiden ingri iın Struktur und Rechtslage der

Staatliche und kirchliche Quellen halten dies explizit und durchgehend fest
Vgl Mueller, Zur rechtlıchen Lage, ff1 Geldbach, Freikirchen, 1571 155

Voigt, Freikirchen in Deutschland (19 un!« Jahrhundert). Kirchengeschich-
in Einzeldarstellungen Leipzig 2004, 123
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Staaten auf dem Gebiet des Rheinbundes einerse1its und MrcC Reformen
in Preuflsen andererseits. Gepragt Urc. die eıt des spaten Absolutismus
Wr Deutschland denken als Obrigkeitsstaat mıit hierarchisch geglie-
derter Beamtenschaft.*

Zur Verbindung VO ,  ron und Altar“ gehörte, 4SS der jeweilige Re-
gent als „‚SUMMUS episcopus” die Kirchenaufsicht als Aufgabe des Staates
ansah und entsprechend die Konsistorien besetzte. Die Inkorporation
der Landeskirchen ın die Staatsverwaltung machte landeskirc.  iche e1Ist-
C olglic Staatsbeamten. 1eseES CUNSC Verhältnis VO taa und Lan-
eskırche bte auf das Freikirchentum einen besonders starken ruck
AUS, der das Beziehungs- und Spannungsfeld zwischen diesen ungleichen
ruppierungen nachhaltig beeinflusste.?

Fur die rechtliche Einstufung der jeweiligen freikirc  ichen emeıln-
SC nicht 11UL die staatskirchenrechtlichen Voraussetzungen 1im
Einzelstaat bindend In der Beurteilung urc die eNoOorden spielten
auch Lehraspekte, Selbstverständnis und Verhalten der freikirchlichen
Religionsgemeinschaft mit, wobei eine ZSEWISSE Willkür nicht auszuschlie-
fsen ist Dies zeigt insbesondere eın Vergleich zwischen den Staaten rOofs-
herzogtum Mecklenburg, Hamburg und Preußlsen.

Haltung und Reaktionen der eutschen Staaten
(eine exemplarische Auswahl)
In Hamburg

Nachdem eın Polizeirapport 18557 mehrere baptistische Taufen in der
Elbe festgehalten und damit eine behör  1C Untersuchung ausgelöst
hatte, verstärkten sich in den folgenden Jahren die Schwierigkeiten mit
den Behörden, die der wachsenden Baptisten-Gemeinde eine ange Le1-
denszeit brachten. Auslöser Ööffentlich gehaltene Konventikel und
wiederum eine VO Oncken mehreren ersonen VOTSCHOMMECNC Öf-
fentliche 2 Als die Polizei einschritt, folgten Schikanen, Geldstrafen
un Verhaftungen. Oncken selbst wurde für ein1ige Wochen in vDes g —

Im Vergleich der deutschen Staatenwelt insgesamt zeigen sich in Theorie und
Praxis verfassungsrechtlich und in der Auspragung der Einzelstaaten erhebliche
Unterschiede, zwischen Preußlsen, das sich ZzZu modernen Verwaltungsstaat ENLT-
wickelte, und den konservativen konstitutionellen Staaten des Sudens W1€E
den me1lst autokratischen oder altständischen Staaten des Nordens und den klei-

Staaten in ord- und Mitteldeutschland; Nipperdey, Deutsche Geschich-
-1Bürgerwelt und starker aal München 520

Ebd., 432; Kupisch, Deutschland 1im und Jahrhundert, Göttingen
51 OWd) Geschichte des Christentums in Deutschland, Religion, POoO-

litik und Gesellschaft VO Ende der Aufklärung His ZULC des ahrhunderts,
München 1995

Doose, DIie rechtliche Stellung der evangelischen Freikirchen in Deutschland,
Marburg 1963, ff! Obst, Auißfserkirchliche religiöse Protestbewegungen der
euzeit. Kirchengeschichte in Einzeldarstellungen 111/4, Berlin 1990, 21
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Ferner wurden ihm immer wieder eldbulsen „WCS' unbefugter
Austheilung des Abendmahls un anderer kirc  icher Handlungen“ auf-
erlegt. Verhöre, Überwachung und Un  e der Gottesdienste, Tauf-
verbote, Pfändungen, Inhaftierungen und Ausweisungen gehörten ZuUr

Tagesordnung.
Verschiedene Duldungsgesuche, die Oncken die Stadtbehörde rich-

telC, wurden abgelehnt. Auch die AU S angelsächsischen Baptistenkreisen
VOTSCNOMMECNCH persönlichen nterventionen teilweise VO en p —
litischen Persönlichkeiten der Vereinigten Staaten unterzeichnet hatten
eiım ena keinen Erfolg. 1elmeNnhr wurde Oncken uUurc den enı

pri 1859 ach umfangreichen Abklärungen eröffnet, 21S5S weder die
ansassıige Baptistengemeinde, och CI selbst als rediger derselben Aner-
kennung 1nN! Fur die traditionalistischen Hamburger ehNorden 1e
Onckens Tätigkeit „separatistische(r) Unfug“ un „offenbare esetzwidrig-
keit“

Eın Umschwung in der Haltung der Behörde trat 1842 e1in, nachdem
eın Grofsbrand we1ite Gebiete der in SC gelegt und Tausende
bdachlosen gemacht hatte Oncken und sSEeEINE Gemeinde leisteten
den Betroffenen eiINeEe außergewöhnliche Repressalien und Vertfol-
Sung hörten auf, spater erfolgte eine „OÖffentliche anksagung  66 Die
Diskriminierung in der Offentlichkeit verebbte zeitweilig. TOtz mancher
Repressalien und Erschwernisse nutzte die Gemeinde Schutz und Fre1li-
heit, die ihr die Obrigkeit 11U stillschweigend gewährte, ihrer we!1ite-
ICN Entfaltung AUS

Im preufsischen Gesamıitstaat
Da die preufsische Gesetzgebung estimmten Voraussetzungen die
Bildung Religionsgemeinschaften ffen liefs, wurden die Ormen
des Allgemeinen Landrechts (1794) schon bald Ort relevant un: übten
eine bestimmte Vorreiterrolle AUuUS, CS galt, die aufkommenden SCDad-
rierten Lutheraner W1€E die angelsächsischen Freikirchenbewegungen in
Deutschland einer näheren FeCc  1ıchen Bestimmung unterziehen.?
Auf dem Boden der STAATtS- und kirchenrechtlichen Entwicklung sind die
FeC  iıchen Voraussetzungen, Unterschiede und Veränderungen in Be-
tracht ziehen. In der gegenseitigen Beziehung spielte 1es eine wichti-

JA (Oncken-Archiv des Bundes Evang.-Freikirchl. Gemeinden in Deutschland,
Elstal), HbA („Hamburger ED Bericht Syndicus Sieveking, die Angelegenheit
der hiesigen Baptisten-Gemeinde betr 1555, Extractus Protocolli Senatus Ham -
burgensis, 136 f? pri 1839; NsSsHStAHan (Niedersächs. Hauptstaatsarchiv Han-
nover), 113/344, ff) Bericht Minister-Resident Hamburg Minıisterium der
auswartigen Angelegenheiten Febr 1841
ON Wıe das Werk begann, Entstehung der deutschen Baptistengemeinden,

Kassel 1958, 54 ff ff7 LucRey, Johann Gerhard Oncken und die Anfänge
des deutschen Baptismus, SsSs«e 164 199
Doose, Freikirchen, ff) vgl Mueller, Zur rechtlichen Lage,
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1C unterschätzen ist e1 die Differenz zwischen der
Rechtsnorm einerse1its und ihrer wendung andererseits.

Von Anfang wurden auch die Berliner Baptisten VO der Polizei
überwacht. DIie ‚ u &a Frömmigkeit, die Bekehrungen und der Verzicht
auf die Kindertaufe provozlierten Hass, der Störungen der Versamm:-
lungen Trte und 1842 1im „Zuckersiederkrawall‘ eskalierte. Baptısten

in ihrer rechtlosen Lage praktisch hne Schutz dem AdUS-

geliefert.
Das „sektiererische Treiben“, W1€E das Berliner Polizeipräsidium

gistriert hatte, zeigte auch auf Regierungsebene Reaktionen. ure die
unklare Haltung Friedrich eims irritiert, ersuchte Gemeindevor-
steher Lehmann eine Audienz bei Kultusminister Eichhorn. 1eser CI -

klärte ihm 2ANZzZ 1in der ogi damaligen Staatsverständnisses 4SSs der
Grundsatz der Einheit der evangelischen Kirche unumstöflfslich SC 1 und
eine Separation der Baptısten keinestfalls in rage komme. pri
1842 erschien in der Presse eın mehrere Wochen VO Provinzial-
Konsistorium erlassenes Zirkular, das die Strategie der Regierung urch-
blicken iefs

„Es 1SsSt der Sr Majestat, dieser Sekte ebenso wen12g förmliche Dul-
dung angedeihen lassen, als mıit Strenge S1Ce verfahren, indem
mMit rund erwarten steht. dafs S1C hei ANSCIMNCSSCHCI Behandlung in
sich selbst absterben werde. DIie Behörden sollen sich er zunächst dar-
auf beschränken, auf die Sektierer durch gee1ignete Geistliche fortwäh-
rend einwirken lassen, andererseits die noötigen Vorkehrungen tref-
fen, dafs neugeborene Kinder, welche VO den Sektierern der kirchlichen
Taufe werden, als nicht getaufte in den Kirchenbüchern VCI-
zeichnet werden. <11

Das Königliche Konsistorium bestimmte im Sommer 1842 Pfarrer Hetzel
als Vermittlungsperson. eCiINne Taktik W: Lehmann ködern

„Den Baptısten SC 1 och keine Duldung gestattetl, dafs aber der obers-
ten Behörde leichter mache, s1Ce gewähren, WE mit Vertrau-

in die nOtig erscheinenden Maisregeln eingehe.“
In Verbindung mit dem Kultusminister Zing Hetzel im inne der
eNorden VOL und Orliıentierte Lehmann insbesondere ber die We1lsung,
niemanden taufen bzw aufzunehmen, der nicht ausdrücklich
die Erlaubnis der Polizei und des zuständigen Pfarrers eingeholt hatte
Damit sicherte sich die rofskirche die Möglichkeit, mit entsprechender
„seelsorgerliche(r Behandlung“ den Abwanderungsgelüsten beizukom:-

ONa Wıe das Werk begann, 7 } T 78; Luckey, Gottfried ilhelm Leh-
INann und die Entstehung einer eutschen reikirche, Kassel Jg (1939);
„Zuckersiederkrawall“ Maı 1842
Ebd., Ö3; OnAdalt, Wiıe das Werk begann, 75 f 9 Zirkular Provinzial-Konsistorium

Febr 1842; vgl LHASAMgb (Landeshauptarchiv Sachsen-Anhalt, Magdeburg),
Rep la, Z5A51: C  Orn AN Konsistorien Berlin Magdeburg (3 NOV. 1841,
Beauftragung der Konsistorien, den Vollzug des königl. illens überwachen
und Fälle, die ine „besondere elehrung“ erforderten, melden
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1I1C  >; und auf diesem Wege ach Absicht der Regierung der baptisti-
schen Gemeinde die Existenzgrundlage entziehen . “

Lehmann, dem die Tragweite dieses Entscheides nicht verborgen 1e
formulierte eine „Erklärung‘“ Hetzel. In ihr berief sich auf das jedem
ntertanen 1m a zustehende Recht der freien religiösen Meinung Die
daraufhin Marz erlassene „Allerhöchste re  D 1e fest,

Edals die hiesigen Baptıisten ZW äar als eine geduldete Religionsgesellschaft
nicht anzuerkennen seien, dafs 111d!  z indes tatsächlich geschehen lasse,

S1C hbei r  ung der ihnen stellenden Bedingungen ihren eli-
gionsansichten ungestort nachgingen“.‘

ufgrun der VO Kultusminister verfassten Sö-Punkte-„Bedingungen“,
WOZU der On1ig SE1INE Zustimmung gegeben hatte, wurde den Baptisten
die usübung ihrer Privatandachten und gottesdienstlichen Zusammen-
künfte ungehindert in ihren Privatraumen gestattet, sofern „Jede Störung
der Öffentlichen Ruhe un Ordnung der der Rechte Dritter vermieden‘“
werde * 1C  orn forderte VO Lehmann eine ausdrückliche Erklärung,
Recht und Ordnung beachten. Er verlangte eine sorgfältige Über-
wachung sSsEeEINeETr Anweisungen. ” Im Juli 1843 erläuterte Hetzel gegenüber
Lehmann, die „den Baptisten gewährten Zugeständnisse“ ollten nicht Ol-
entlıc werden. Lehmann, als der VO seINer Gemeinde evollmächtigte,
unterzeichnete das VO Hetzel während der Unterredung verfasste TOTO-
koll
12 Ebd.; den kommissarischen Verhandlungen ebentfalls GStAPKBe (Geheimes

Staatsarchiv Preuilsischer Kulturbesitz, Berlin), HA, Rep 111 Sekt Abt AlIlla, 1
Bapt., 2506, Eichhorn Arnım (Minister) Lehmann Juniı 1842,
257 f 9 Eichhorn Konsistorium Berlin Juli 1842; Onalt, Wiıe das Werk be-
A, LucRey, Lehmann, ff7 fünf Verhandlungen fanden
im August 1842 STAl teilweise in Anwesenheit des Lehmann recht wohlgesinnten
Polizeiinspektors Hofrichter.

15 Ebd., 100 10S; Onalt, Wie das Werk begann, das KOnNsIıstorium lehnte
Lehmanns Erklärung kompromisslos 419 (Y /)S EZABe (Evang. Zentralarchiv in
Berlin), 7/354 1, Onig Staatsminister Eichhorn raf Arnim Marz 1843
(Zit. nach ucRey, Lehmann, 108)14 Die „Bedingungen“ banden die Baptisten SireNg die rechtlichen Gegebenheiten
der TE  e \ der Eintrag der Kasualien in die Kirchenbücher H Offentli-
her Schulunterricht für die baptistischen er und Entrichtung der üblichen
Abgaben Kirchen und Schulen 4.), zudem Anzeige der Versammlungslokale
und vierteljährliche Einreichung einer Liste über die Mutationen der Mitglieder
die Polizeibehörde D Vermeidung er Proselytentätigkeit bei Aufnahme
Mitglieder, niemanden aufzunehmen, der nicht seinen Entschluss PCI-
sönlich seinem bisherigen Pfarrer und der Polizeibehörde angeze1igt hat (7%) und
hinreichende Vorkehrungen bei Taufen in freien GewAassern treffen, nicht
OÖffentliches Aufsehen 7 CITCSCH Ö.);, eb! vgl Eichhorn Arnim Polizei-
präsidium Berlin Juni 1843; (Brandenburg. Landeshauptarchiv, Pots-
dam), Rep Eichhorn Konsistorium Berlin Juni 1843, ff1 Bedin-

LE
SUNSCH.
Ebd.; EZABe, 7/3541, Eichhorn Arnim Polizeipräsidium Berlin Juni 1843
(Abschrift Regierungen Merseburg Königsberg).16 Luckevy, Lehmann, 102 LOY% Runderlass der kirchlichen Behörden

Juni 1843: das Verbot der Veröffentlichung hatte Eichhorn hbereits in den Aus-
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1S5C ie1s die staatliche egelung, die inhaltlich und der Form ach
nicht mehr als provisorischen harakter en konnte, für eNorden
un Baptisten einen gewıissen pielraum offen, der unterschiedliche i
terpretationen zulief(s Der für die Gemeinde gefährliche Punkt (gegen
die Proselytentätigkeit), der ihre missionarischen Bemühun-
CI einzudämmen und letztlich ersticken drohte., hatte Lehmann nicht
verhindern können. Sein 1842 Hetzel ausgehändigte Protestschreiben
schien dennoch or gefunden haben . *

DIie Erwagungen des Kultusministers erwecken den Eindruck, 4ss
1im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen den Baptısten neben der
Gewissenstreiheit eine ZEWISSE Eigenständigkeit zuzugestehen gewillt
dAr, die Möglichkei en halten, die Gemeinde auf evangeli-
schem Boden wieder 1in die unlerte Kirche zurückführen können. Of-
fensichtlich hatte ihn e 1 die diplomatische Haltung Lehmanns beein-
druckt, der in den Verhandlungen erklärte, NEN W15S5SeEe sich als 1e© der
grofßen evangelischen Christenheit“ und einwilligte, 99 die lie-
der der Gemeinde 1im erDande der Parochien blieben, ihre Trauung
urc den zuständigen Geistlichen vollziehe und ihre Beerdigungen auf
kirchlichen Gottesäckern vornehmen lassen sollten‘“ und ihnen zudem
der Besuch des evangelischen Gottesdienstes Ww1e auch die Teilnghme
Abendmahl nicht verwehrt se1  18

Irotz mancher bedrückender Einschränkungen und Repressalien ICc4a-

gierten die zuständigen Nstanzen 1m aum Berlin auf die Baptisten 1im
Grofisen und anzen gesehen differenzierter und subtiler als die ArıStoO-
kratisch-bürgerlichen ehNhorden iın Hamburg Wortverkündigung und
Abendmahl den Berliner Baptısten erlaubt, in Hamburg konnte
1€es 1L1UTLE gelarnt geschehen. ””

führungen das KOonsistorium Berlin unı 1843, geaussert; LHASAMgb, Rep
la, 2551 Eichhorn KOonsistorium Berlin, Juni 1842: Eichhorn hat-

die „Bedingungen“ schon ZWEeI re früher dem Konsistorium referiert. insbe-
sondere uch die Beziehungen der Berliner Baptisten mıit ausländischen Jlau-
bensbrüdern, und vermerkt, dass Korporationsrechte keineswegs in rage kä-
INC BrLHAPo, Rep Polizeipräsident Vorsteher der Baptisten-

1/
gemeinde Berlin Aug 1844,
Ebd., Eichhorn KOonsistorium Berlin Juni 1843, vgl Luckey, Leh-
INAaDNN, 111 1ne Eingabe den Minister, den fraglichen Punkt streichen,
blieh erfolglos.

15 Lehmann hielt allerdings N1ıC immer Wort, WI1IE CT W: ine VO ihm VOTSCHOMMEC -
Trauung zeigt, die nach den „Bedingungen“ der für die kirchliche Parochie

ständige Geistliche hätte vornehmen mussen (27) Das Ehepaar wurde dann VO  —
landeskirchlicher Seite nochmals geLraut. Lehmann 21ng straflos AuUS, weil die
Trauung wenige Tage VOT der Unterzeichnung der Bedingungen vollzogen atte;
Onat, WıIie das Werk begann, Luckey, Lehmann, 101 104 ff’ nach
einem Bericht VO  - Pfarrer Oonas der ST Nikolaikirche: vgl O, Rep
2994;, Eichhorn Konsistorium Berlin Juni 1843, Bedingungen (Pt 2)
Vgl Luckey, Lehmann, 38; Huber uber, 24l und Kirche
im und Jahrhunderrt, Dokumente Zu  - Geschichte des deutschen Staats-
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och die Lage verschärfte sich se1it 1843 VO Jahr Jahr, als sich die
baptistischen Aktivitäten VO Stadtgebiet in die nähere und fernere
gebung Berlins Ausweılnteten. Zahlreiche Beschwerden verschiedenster Be-
hördeninstanzen und der Geistlichkei klagten ber die „anabaptistischen
Umtriebe“ und „Irrlehren“, hielten sich ber Konventikel in Privatwoh-
NUNSCH auf und prangerten die ‚u  en Folgen“ der Proselytenmacherei

DiIie Polizei gri überall dort e1n, sich die Zahl der Anhänger VCTI-

größerte und damit auffälliger wurde, löste Versammlungen auf und kon-
fiszierte das Traktatgut. DIie private Hausandacht rechtlich ZW AAar gestaAL-
Tei wurde verboten, WEnnn deren Leıiter sich ohl den Baptısten
bekannte, aber nicht ın der Vorsteherfunktion (wie echmann ım(tetie
Samtliche Aktivitäten der Baptısten, auch die Gründung eines Traktat-
vereıins, standen bis 1847 schärfster Überwachung urc die Polizei-
OTrSandc. nter diesem Druck., der die scheinbar faktische Duldung ZUrLC
arce werden liefs, wurde die Lage der Baptısten beinahe hoffnungslos.
In SEINEM Sendungsbewusstsein hatte Lehmann die behördlichen We1Il-
SUNSCH auf sSE1INE interpretiert und damit die OÖffentlichen Urgane VCI-
schiedentlich provozlert. Die politischen Ere1ignisse 847/48 wurden der
baptistischen wegung ZU vorläufigen Rettungsanker.““

Eher AUS Verlegenheit und mangels anderer geeigneter Rechtsgrund-
agen aber der TaC ach willkommen argumentierten die Berliner
ehorden ın der allgemeinen Rechtsunsicherheit 1mMmM Vormarz zuneh-
mend mit den FeEC  i1ichen Bestimmungen der die schlesischen
Lutheraner in der Separation 1834 erlassenen Verfügungen, die sich 1mM
Wesentlichen das Konventikelwesen und die Anmalsung geistlicher
Amtshandlungen richteten, und drohten daneben wiederholt mıiıt polizei-
lichem Eingreifen. Durch die erfügungen die Lutheraner wurden
einerse1ilits die Bestimmungen für „Zusammenkünfte auliserkirc  ichen
Religionsübungen‘“ die Baptisten och und einschneidender
ausgelegt, andererseits aber Eichhorns Weisung VO November 1841
doch echnung9die Baptisten miıt Nachsicht ehandeln *!

Das orgehen der preußischen eNoOorden die schlesischen Luthe-
offenbart nicht 1Ur die wiederholt willkürliche Rechtsauslegung,

sondern auch die Tatsache, A4SSs oft behör:  1C Exponenten und Gre-
mMıien verschiedener Ebenen 9anz unterschiedlicher Meinung W1€E

kirchenrechts, I’ an und C VO Ausgang des alten Reichs his ZU Vor-

20
abend der bürgerlichen Revolution, Berlin 1990,
O, Rep I) 2994, ein Landrat ARQl Regierung Potsdam Marz 1845, ff’
eb:  9 2995 Konsistorium Provinz Brandenburg Magıstrat ta! Templin

21
Marz 184606, KRegierung Potsdam, Abt. des Innern, Marz 18406,

Vgl Kabinettsordre Deklaration Marz 1834; Huber uber, aat und Kirche
607 NWHStADu (Nordrhein-Westfälisches Hauptstaatsarchiv, Düsseldorf),

RegDüsseldorf, D (1845); Eichhorn Konsistorien Berlin Magdeburg
NOV. 1841; LHASAMgb, Rep la, 2551 29 vgl Donalt, Wıe das Werk begann,
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ber die enannten Abtrünnigen gedacht bzw mıiıt ihnen verfahren
sSCe1 Das Bestreben der schlesischen Lutheraner ach staatlicher Anerken-
NUuNg wurde miıt einer deutlichen erzögerungs- und Zermürbungstakti
beantwortet, ohl in der Hoffnung, damit die Antragsteller Druck
SetTIzen und umstimmen können “* In dieser Haltung sahen sich die
ehNorden in ihrer Einschätzung der lutherisch konfessionellen ECWwe-
SUuNg jedoch grün  IC getäuscht. nzwischen hatten die ihren STALUS COIMN-
fessionis wahrenden Lutheraner ihre Geistlichen wurden eweils SUSPCN-
diert in 9anz Schlesien, Brandenburg, Pommern, Osen und achsen
Fufs gefasst S1e wesentlich VO Piıetismus und dessen Mitteln
(Reiseprediger, Konventikel, Traktate USW.) gepragt Dem wurde auch
politische Gefährlic  eıt zugeschrieben, da separlierten Bewegungen der
Ungehorsam die In  er eigen SC1 Der Kultusminister sah in der
Ablehnung VO Agende und NıoN 11UTLr einen Vorwand, die offensichtlich
separatistischen Bestrebungen selbstständigen Gemeindegründungen

vertuschen. Überhaupt Wr VO Altenstein die treibende Kraft in Ber-
lin, weil in der olge auch das behör:  1C orgehen in der TAaxXIls be-
stimmte .“

Bald ach inführung der Nıon beschäftigten sich die Dorfgerichte
und das Breslauer Landgericht mit den separıerten Lutheranern. UÜber S1C
wurde 1832 auch 1m Justizministerium 1ın Berlin verhandelt In Breslau
w1e in Berlin sa INa  $ die kirchliche Ordnung gefährdet. Im der
äufigen Selbsttaufen die separıerten Pfarrer suspendiert hat-
ten die eNorden allerdings divergierende Auffassungen. Die Dorfgerich-

in Herdain bei Breslau beispielsweise EizteEN sich die Anord-
NUuNg VO KOonsistorium und Landgericht ZUrFC Wehr, die privat IM-

Taufen wiederhole lassen. Die Gerichtsbehörde in Breslau
hatte eine solche Taufe ZW AAar auf sich beruhen lassen, das Konsistorium

22 B Scheibel, Actenmälsige Geschichte der Unternehmung einer
Union zwischen der reformirten und lutherischen Kirche vorzüglich durch DG
meinschaftliche Agende in Deutschland und besonders in dem preufsischen Staate,
Erster und Zweiter Theil, Leipzig 1834; iunke, Johann Gottfried che1ıbe und
sSe1InN ngen die Kirche der lutherischen Reformation, in TC 1im sten, Stu-
dien ZuUr Osteuropäischen Kirchengeschichte und Kirchenkunde, Göttingen 1985
(Kassel 1941, Privatdruck); J. Goeters Mayu Qg Die Geschichte der
Evangelischen C der Union, I7 Die Anfänge der Union landesherr-
lichem Kirchenregiment (1817-1850), Leipzig 1992
Der Monarch deutete hingegen die Entwicklung vielmehr als olge VO  e} Rationa-
lismus und eologie. Es scheint, dass ihn SE1N Minister NIC immer umfassend
über die wirkliche Lage informierte, W1€E dies andeutungsweise ECLW:; den Polizei-
berichten entnehmen ISt; Foerster, Die Entstehung der Preufsischen Landes-
kirche der Regierung Onig Friedrich Wilhelms des Dritten nach den Quel-
len erzählt, FEın Beitrag ZuUur Geschichte der Kirchenbildung 1im deutschen Protes-
tantısmus, Bı Tübingen 190 /, 285 Wangemann, Siehben Bücher Preu-
fßischer Kirchengeschichte. Eine aktenmälsige Darstellung des Kampfes Ul die
lutherische T 1im Jahrhundert. Zweiter B: Berlin 1859, ff7 Kirch-
”ner (Hg.), Freikirchen und konftessionelle Minderheitskirchen, Berlin 1987, 1288
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aber beharrte auf sEeEINeETr Ansicht, diese als „vormundsch  liches Gericht“
ach dem (G(resetze ehandeln und einen Kurator (Vormund) die
Stelle des taufenden aters die AaufTfe ZWaNgSWEISE WIE-
erhnolen DIie Dorfgerichte wıiesen auf die Rechtsgültigkeit einer olchen
Taufe hin  9 auch WEnnn diese nicht VO einem oOrdinierten Geistlichen VOIL-

SC  I worden sSEe1 1ne solche andlung SC 1 VO jeher jedermann
zugestanden. Die Dorfgerichte weigerten sich zudem, bei einer
AaufTie „Helfershelfer“ stellen, da eiNeEe Wiedertaufe se1it jeher eiNe „ab-
scheuliche andlung“ SCWESCH und spater für eın „bürgerliches (;a-
pital-Verbrechen“ gehalten worden se1 Da werde „weltliches und geistli-
ches Regımen wider ottes Wort und die symbolischen Bücher urch-
einander gemengt  06 Als „Christliche Obrigkeit“ könne den Dorfgerichten
nicht zugemutet werden, sich (GJott versündigen. uch das adt-
gericht in Breslau habe eiNne befohlene Wiedertaufe als eine „Sacraments-
schändung‘“ verwortfen. Wenn die Eltern ungesetzlich gehandelt hätten,

bestrafe 111  > S1e, „lasse aber die Kinder und das Sacrament in
uhe  “. Die Dorfgerichte, denen die vo  ZIE nNnstanz bei Zuwider-
andlung mMit eiINEF Geldstrafe drohte, erhielten jedoch VO Breslauer
„Pupillen-Collegium“ (Vormundschaftsgericht), das S1C sich in diesem
Rechtsstreit gewandt hatten, Marz 158552 die Welsung, sich den Be-
schlüssen des KOnsIsSstori1ums fügen, das Landgericht sSC1 eigentlich 1L1ULE

Vollzugsorgan der geistlichen Behörde **
Juniı 1552 wandte sich der Oberlandesgerichtspräsident mıt

S1t7 1in Breslau die Berliner Behörden, diese ber die unsichere
Rechtslage und die zwangsläufige Willkür der Gerichte informieren, da
das ‚Selbsttaufen der Kinder“ (aufßser der gesetzlich zulässigen Nottaufe)
stark ZUSCNOMMEN habe Eın Familienvater, der eine Kindertaufe voll-

hatte, Wr einer eld- der Gefängnisstrafe verurteilt worden,
weil die Bedingungen für eine Nottaufe nicht gegeben SCWESCH seien
Das Urteil wurde in zweıiter nNnstanz aufgehoben, weil den „Fall eın
Strafgesetz bringen“ nicht begründet sCe1  25 In diesem Rechtsstreit CI-

suchten SC  1e  ich die Herdainer Dorfgerichte das ustizministerium, die
ach dem Allgemeinen Landrecht gesetzwidrigen Strafverfahren

24 Scheibel, Geschichte, Teils 213 Herdainer (Dorf-) Gerichte sCHh Laien-Taufe
das Tes Pupill.-Collegium, Ende Febr 1852, Z A0 ses Land-Gericht

die Dort-Gerichte in Herdain D Febr. 1552 (1822%2); Tes Pupillen-Gericht die
Herdainer Dorfgerichte SCH Laien-Taufe Marz 18352;e HA, Rep
84a, 10’900 57 tluth., Herdainer Dorfgerichte Justizministerium
Jan 18595, die Wiedertaufe als eın „Kirchen Vetrbrechen?: Art 9; Foerster,

Z
Preufsische Landeskirche, B Tübingen 1905, 273
GStAPKBe, A Rep 84a9, 10’900 57 tluth., f D Mar7z 1832 Juniı
1832 vgl Febr. 18352; ThStAGO (Thüring Staatsarchiv Gotha), RegErfurt, 4080,
KOnNsIstorium der Provinz Sachsen Superintendenten April 1834; das Kon-
S1StOor1um sah die Ottau{fe ausdrücklich 99  ur bei eintretender Lebensgefahr des
neugebornen Kindes“ gegeben.
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die taufenden Aalen aufzuheben In seINer knappen 'Ort WwWI1€es das Jus
t1!zminısterium die Ortsgerichte d  9 ihren vorgesetzten Instanzen den Ge-
horsam eisten.“°

In den Berliner Ministerien sah 114  — für die kirchliche Ordnung die
„nachtheiligsten Folgen“, WeNnn eiNne solche auf „Religions-Schwärmerei“
gestutzte TaxXls weiter Schule machen und auch straflos die Durchfüh-
rungs VO Irauungen und die Austeilung des Abendmahls 1E alen
ubDberhan nehmen sollte .“ DIie Kabinettsorder VO Marz 1834 sollte
die bekenntnistreuen Lutheraner wirkungsvoll ekämpfen. (Diese Mads-
nahmen wurden spater, SOWEeIt möglich, auf die Baptısten angewandt.
DIie gesetzlichen Maisnahmen enthielten Bestimmungen ber Agende und
nı0N, das Konventikelwesen, die Anmalisung geistlicher Amtshandlun-
SCH, die Beschränkungen der 1S5SS101NS- und Traktatgesellschaften. Mit
diesem alsnahmenbündel WLr der Kurs der folgenden Jahre bestimmt
und die staatlichen Maisnahmen angedeutet, welche die separıierten 1
theraner erwarten hatten .“

Die grundlegende Kabinettsorder VO Februar 1834 ber Agende
un nNnıonN 111U55 letztlich als eın Mittel bewertet werden, die Tun-
nigen doch och ZUFC Annahme VO Agende und NıOoON bewegen Das
Einlenkungsmanöver schlug indessen fehl Aber CS bestärkte die obersten
ehNorden im Glauben, ZU angestrebten Kirchenfrieden ihren mögli-
chen Beitrag geleistet und 11U eın TE  iches Mittel in der and
aben, die lutherische Separation mıit Gewalt vorzugehen.“

Die staatliche Verfolgung der sich inzwischen einer Synode konsti-
ulerten bekenntnistreuen Lutheraner traf astoren WwW1€e Gemeindeglie-
der, die sich drastische trafen einhandelten. DIie Kirchengebäude
den beschlagnahmt. DIie vorwiegend auf den geltenden Strafnormen des
Allgemeinen Landrechts basierenden Regierungsmailsnahmen wurden
selbst ann weiterverfolgt, als die eisten Geistlichen VO den zuständi-
SCH Gerichten freigesprochen, aber dennoch zeitwelse weiıiter schikaniert
der in aft gehalten wurden. Die ehorden legten die Rechtsbestim-
INUNSCH unterschiedlich AUS und neutralisierten sich ofte
Diese unübersichtliche und widersprüchliche Rechtslage und die damit
verbundene uneinheitliche VO MmMotionen un Feindseligkeit getragene

GStAPKBe, I Rep 84a, Justizmin., 10’900 5 tluth., $ I: fi
an Febr. 1555
Ebd., ff7 Juli 1832, 51 Juli 18532 Sept 1832
Vgl Nixdorf, DIie lutherische Separation. Union und Bekenntnis (1834), in DIie
Geschichte der Evangelischen C der Union, 251; iunRe, cheibel,

29
262
Vgl Huber / Huber, A un! TC 606I uch ThStAGOo, RegErfurt, 4080,
Marz 1834, Erlass die Anmadfisung geistlicher Amtshandlungen; ebenso
€1.HA, Rep 849 Justizmin., 10’900 5: tluth.,
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Ausführung Uurc die Polizeiorgane nutzten die unterdrückten Luthera-
NCTI, mancherlei Auswege finden

Justizminister VO Mühler un mıiıt ihm die Gerichte beriefen sich auf
die Kabinettsorder VO 1834, wonach niemand ZUuU Unionsbeitritt BC-

werden sollte, SOM CS auch möglich SE1IN MUSSE, sich VO  > der
NıoNnN TERNEN Die Lutheraner eten zudem ach Auffassung der
Justizinstanzen keine Cu«c Religionsgesellschaft, sondern wollten eINZIS
„die alte längstberechtigte lutherische Kirche darstellen“, WdS keineswegs
strafbar sSEe1 1eser Ansicht chloss sich auch VO Rochow, der inıster
des Innern und der Polizei, d der immer stärker 1n die ministeriellen
Auseinandersetzungen einbezogen wurde ®!

Kultusminister VO Altenstein, VO den Justizbehörden im C gelas-
SC  D suchte och härter den Weg der Polizeigewalt. SO beantragte
18306, das Verfahren die Lutheraner vollständig iın den OmDpetenz-
bereich der Polizei und damit der Verwaltungsbehörden delegieren.
Dieses Vorgehen hätte nicht LUr den Justizminister ausgeschaltet, SOMMN-
ern auch die Lutheraner ZULC völligen Rechtlosigkeit verurteilt. Der Oni1g
lehnte dieses Ansinnen ab, weil ach W1€E VOL die Auffassung vert{ralt,
die lutherische ewegung „mıit geistlichen Mitteln“ ekämpfen mMUuUS-
SC  - em widersetzte sich och energischer als VO Altenstein jeder
Duldung der Anerkennung der Separation.”“

Kronprinz Friedrich Wilhelm in Berlin SA4aNzZ in sSsEINEM Verstand-
nNnıs des „dUMMUS ePISCOPUS” un: der Oberpräsident in Oosen, VO Flott-
well, unternahmen Vermittlungsversuche. So W1€E sich der Onig 1aber in
seiner Haltung nicht beeinflussen lie1s, gingen auch die schlesischen Be-

5U Klän, Um Kirche und Bekenntnis. DIie preufßsischen Altlutheraner zwischen
Selbstbehauptung und Staatstreue, in rchen und Bekenntnisgruppen im Osten
des Deutschen Reiches Ihre Beziehungen 29 und Gesellschaft, Bonn 1991,
180 Huber / Huber, aal und Kirche I7 606  y vgl Foerster, Preuifsische Landes-
rche, B: 211

51 Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte SseIit 1789 I1 Der Kampf Ein-
heit und Freiheit 1550 His 1550, Stuttgart 1960, 274; 'agel, DIie Errettung der
Evang.-luth. bn in Preufßsen VO 7-1  9 Elbertfeld 158 Klän, Um
Kirche und Bekenntnis, 151

52 Deshalb ordnete der Onig AN Januar 1557 das Verfahren ErNEeuL dem Kultusmi-
nıster Z  9 der in der olge NECUC verschärfte Gesetze die „Separatisten“ for-
derte, da das VO Monarchen mit allen „gerichtlichen Entscheidungen“ betraute
Oberlandesgericht in Breslau wiederholt „freisprechende Urteile“ fälle;.

Rep 8421, 10’900 3: tluth., 17271 ff) Altenstein Rochow Onig
NOov. 1836; Nagel, Die Ire  ng der Evang.-luth. Kirche in Preuifsen, 139

Foerster, Preufsische Landeskirche, B: 510 ff) Kabinettsorder Jan 1557 In
einem VO Kultus- und Justizministerium geme1insam erantworteten Erlass VO

Mai 18537 das Breslauer Oberlandesgericht wurde in der Folge verfügt, dass
in der vorläufigen Vernehmung N unbefugter Vornahme geistlicher mt
handlungen der Richter „auch den rag der geistlichen Behörde übernehmen
MUSS";CL Rep 849, 10’900 57 tluth., 220 f Maı 155 / bzw.

Altenstein ühler Regierung Frankfurt (Oder)., D 9 Abschrift Juni
1857 Pupillen-Collegium Frankfurt (Oder)
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hörden nicht mehr auf die VO lutherischer Seite eingereichten Petitio-
NC  e Cin:  SS Als sich zahlreiche Lutheraner ZUrLC Auswanderung entschlossen,
aınderten die eNOorden ihre akti und schlugen einen vorsichtigeren Kurs
CM die Lutheraner auch mıit Rücksicht auf das Ausland nicht in
eine Mä  rerrolle drängen un der Separation und Auswanderung VOTr-
SC eisten *

Offensichtlich hatte die preußsische egierung in der Beurteilung der
in Berlin auch die Baptısten unterschätzt, 4SSs diese sich „bei

ADNSCINCSSCHCI Behandlung“ VO selbst auflösen werde. Ihre Strategie, die
sich für die Berliner Gemeinde in den „Bedingungen“ (1843) nieder-
schlug, gri nicht entscheidend. Lehmann und sSEINE Anhänger Nutfztien
entweder den ihnen gewährten Spielraum und die chwächen der be-
hördlichen ordnung geschickt AUS der missachteten infach die be-
stehende Rechtsordnung.

DIie eitere Entwicklung in Berlin und mgebung SOWI1E in en PICU-
fSischen Provinzen iefs Eichhorns anfänglich berechtigte Hoffnung jedoch
schwinden. Landräte und Superintendenten VOTLr em in der Provıinz
Brandenburg, denen die baptistischen Aktivitäten in Dorn 1mM Auge
LICNM, rugten die abwartende Haltung der Regierung, kritisierten die allge-
meline Rechtsunsicherheit und forderten schärtfere Malisnahmen, insbe-
sondere die Kabinettsorder VO Marz 1834 konsequenter ADNZUWEIN-
den Um die baptistische Proselytentätigkeit einzudämmen und die irch-
1C Ordnung aufrecht erhalten, hne die Gewissenstfreiheit schmä-
lern, schlug das Konsistorium dem inıster Verhaltensmafßregeln VOT, die
CS bereits den Regierungen in Potsdam und Frankfurt (Oder) mitgeteilt
hatte ang 18547 machte die Regierung in Potsdam bei 1C  orn Druck,
nachdem in der Templin die Baptisten jegliche Gebote und Verbote
Mmissachteten und ihre orsche Tatigkeit olkstumulten hrte Sie for-
derte VO Ministerium ın dieser Ce grundsätzliche Verfügung.”
55 agel, DIie Errettung der Evang.-luth. W in Preuilsen, Foerster, Preußfsische

Landeskirche, B 3505 fl! Huber, Verfassungsgeschichte 1L d Nixdorf,
Die lutherische Separation, 234

34 GStAPKBe, Rep 84a, 10’900 . tluth., 219, Mühler herlandes-
gericht Glogau Junı 1857/: Mühler wollte die SAaNZC Angelegenheit mıit der NnO-
igen Orsıiıcht behandelt wissen, sollte es vermieden werden, WAds „die depa-
ratısten in ihrer Widersetzlichkeit bestätigen“ könnte; aRO 125 12585 Al-
tenstein Rochow On1g NOV. 1836; vgl Nixdorf, Die lutherische SE-
paration, 255: Kabinettsorder Nov. 183 7; Foerster, Preuifsische Landeskirche,

B: 508, er Juli 18537; Huber uber, Staat und Kirche I, 609, Kabinetts-

35
order Sept. 1837
©  O Rep I’ 2994, Eichhorn KOnNsIistorium Berlin Juni 1844, der
Kultusminister wünschte jedoch, dass Lehmann VOT Anwendung der gesetzlichen
Strafen nochmals ausdrücklich verwarnt werde, die Proselytenmacherei nNnter-
lassen: Eichhorn Wr sich bewusst, dass Proselytismus für die Baptısten ine "X1S-
tenzielle rage Wi eın triktes Verbot (und dessen Befolgung) Wr für die Baptıs-
ten tödlich: eb!  9 Landrat Kegierung Potsdam Mar7z 1845, I eb 2995,
Konsistorium Provinz Brandenburg Superintendent Schröter Marz 18406,
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In der Taxıls des egierungs- und Verwaltungshandelns blieben viele Fra-
SCH offen, WAdsSs 1C die Haltung der für weltliche un irch-
1C ehNOorden fragwürdig erscheinen ließ >°

Erhebliche Behördenkorrespondenz verursachte beispielsweise der
Lehrer und Gemeindevorsteher Werner in Bitterteld in der Provinz Sach-
SC  — (Regierungsbezirk Merseburg). Werner 1e „freie Vorträage”, WOTrın
die Kindertaufe als schri  idrig bezeichnete. DiIie zahlreichen Zusammen-
un  e in denen Werner nicht 11ULE die Sakramente austeilte, sondern sich
rühme, W1€ eın Pastor berichtete, „die Baptistensecte habe 1im preufsi-
schen Staate schon Anerkennung gefunden  “ wurden ZU a  apfe der
Parteien da Werner sich keineswegs die Weılisungen des Magist-
rats 1 DIie Geistlichkeit und xauch eın TOIStEe1L der Einwohnerschaft
reaglierte Aulserst ungehalten auf erners verbotenes Wirken. C  orn
chrieb diesem persönlich, VOTL em die Absonderung VO den rchge-
meinden aufzugeben Nachdem sich die Lage in Bitterfeld verschärft und
Werner sich eine Verwarnung eingehandelt hatte, eitete SC  1e  ich die
Merseburger Regierungsbehörde 1im Auftrag Eichhorns den iNZWI1-
schen VO Lehmann ordinierten Werner eın gerichtliches Strafverfahren

„Anmaisung geistlicher Amtshandlungen“ eın  57
Obwohl die Anweisungen AUS Berlin verschiedentlich el inıster g /

einsam unterzeichneten, sich 1C  orn und VO Rochow 1im Vor-
gehen nicht in en Punkten eINIE. Wiährend der Kultusminister
die Werner eine Zermürbungstaktik verfolgte, auf die Ge-
schehnisse in Bitterfeld 1bwartend reaglerte und den „Unterdrückungen
und Plagen“ mehr der weniger freien Lauf liefs, drängte der nnen- und
Polizeiminister auf eiINe baldige ärung der Duldungsfrage. Da urc
den Wegfall der Kindertaufe bei den Baptisten die „Verdunkelung des
Personenstandes nfolge lückenhafter otierung der Geburten das SANZC
Militair-Ersatz-Aushebungsgeschäft in Gefahr stand, in Unordnung g '
raten‘, orderte VO Rochow VO den Ortsbehörden, die Baptısten Zu

Eintrag der Mutationen in die Kirchenbücher zwingen. -  orn sah
1ın diesem Verfahren richtigerweise eine behör:  1C Billigung der Ab-

ff’ eb Konsistorium Provinz Brandenburg Magistrat ta Templin Marz
184606, f 9.L.HA: Rep 111 Sekt Abt Allla, 1 Bapt., 111, 174
eb! 215 vgl Kabinettsordre Marz 1834, Verbot VO: Zusammenkünften
aufserkirchlichen Religionsübungen; Huber Huber, 29 und FC. 607
GStAPKBe Rep 111 Sekt Abt AIllla. 1 Bapt., I7 143 254 vgl
NWStAMuüuns (Nordrhein-Westf. Staatsarchiv unster), Oberpräs., 681, Eichhorn
Konsistorien Berlin Magdeburg 1:r NOV. 1841
e1.HA, Rep 111 Sekt Abt Allla, 1 Bapt., I7 f) KOnsistorium Pro-
V1INZ Sachsen Eichhorn NOV. 1840; ebd:: Y weıitere Behördenkorresp.; 3 9
Eichhorn Werner un: Genossen Febr 1841; LHASAMgb, Rep la, 2551,
21 f’ Rochow Oberpräsidium Magdeburg Mai 1841; Kultusminis-
terium Kegierung Merseburg Sept 1841; Z Fall Werner uch 5A1 45
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ehnung der Kindertaufe. DIie TAxXISs gab ihm Recht, Cn in der Tat Wr

1es die Auffassung der leitenden Baptisten.”®
Etwa gleicher Ziett: ang Marz, hatte der Onig SEINEM MI1SSs-

fallen ber das Berliner Polizeipräsidium VO den „stattgehabten Wieder-
taufen“ erfahren. Der Vorwurtf 1e© VO Rochow nicht CIrSPAaTT, 4SS der
onarch die ‚Passıvitat der Polizeibehörden bei der in Rede stehenden
Wiedertaufen mifsbilligend rugen MUSSE  . Von Rochow rechtfertigte sich
miıt dem Hiınwels auf die Allerhöchste er VO Oktober 1841, in
der sich der Onig selbst weder für förmliche Duldung och für jede
Strenge Behandlung ausgesprochen habe em habe der onarch auch
auf die Berichte nicht reaglert, welche die Taufen 1im Rummelsburger See
bei Berlin und in der bei Bitterfeld bestätigten.”

Das behör  1C ngen eine einheitliche inıe gegenüber den
Baptısten in Bitterfeld sich fort Eichhorn konnte die Meinung VO

Flottwells nicht teilen, „das Treiben der Anhänger dieser Secte möglichst
unbeachtet lassen“, weil S1E unbedeutend sCe1 (Werners Anhänger
bestanden diesem Zeitpunkt neben seINer Tau AaUuS CUunNn Personen),
weil, argumentierte e 9 „die allgemeine Landeskirche bald dadurch g —
ahrdet und in ihren rundfesten erschüttert werden würde C6

Nachdem der Onig Marz 1843 nochmals mit — ( O  TLÜAC. eine
richterliche Untersuchung und Bestrafung erners bestimmt hatte, WUrT-

de dieser ZU rstaunen aller 1im Junı LG das Königliche Land- und
Stadtgericht in el  SC VO der age der Anmafsung geistlicher Amts-
handlungen freigesprochen. ingegen wurde 1im dreiinstanzlichen Ver-
fahren UuUrc den en des Oberlandesgerichts aumburg Talern
der acht agen Gefängnis verurteilt, während der zZzweıte ena des
aumburger Gerichts wiederum CiNem Freispruch kam, weil

„die tatsächliche Duldung, welche den Baptısten in Berlin miıt Allerhöchs-
ter Genehmigung zuteil geworden, auch enselben Bedingungen
den Baptisten anderen TIeN des preufßsischen Staates gestLaLLeL werden

< 41mMuUsse
Eichhorn teilte dazu der Regierung in Merseburg seiNnNeEeE persönliche An-
sicht ZUrFrC Lage mıt, CS SC 1 ohl Desser,

„WECNnn INa  — die Entscheidung der obersten Instanz hinnehme. Er musse
aber darauf halten, dafs die fraglichen Umtriebe des Werner mıit
polizeilichen Mitteln eingeschritten werde. Man mOge TE1LLC €es AÄUT-

Vgl eb: 2 Rochow Oberpräsidium Magdeburg Maı 1841: Luckey,
Lehmann, Y1

Ebd.,
4() LHASAMgDb, Rep la, 25010 f7 ottwe Eichhorn Juli 1842: 51
41

Eichhorn ottwe. Juli 18542 55)
UCREeV, Lehmann, 10585 vgl LHASAMegb, Rep la, 29551 Korresp.
zwischen Landrat Leipziıger ottwell, Juni, Jun1 Juli 1843:;
OnAdalt, Wıe das Werk begann, 244
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sehen vermeiden, solange en sel, dafs die unbedeutende emelnn-
T50 der Baptisten in Bitterfeld sich VO selbst auflöse

erners Aktivitäten weıinteten sich auch in die Gegend VO  - Landsberg AIUN

und lösten Ort eiINne grofse Unsicherheit den landeskirchlichen
Geistlichen AUS, die auch die Kirchenaufsicht der egierung in Merseburg
nicht lösen konnte *

Im (esamtstaat Preuilsen hatte die baptistischeWin en Pro-
ViNnzen auch in Westfalen und im einlan: 1im Laufe der OrmaAarz-
jahre mehr der weniıiger faktische Duldung erreicht. Das ezog sich

auch auf die Austeilung der Sakramente! estutz WÄAdrL 1€6S$s 1LEG
die „Bedingungen“ VO  — 1843 namentlich für die Berliner Gemeinde und
"bEKe das Urteil VO EeUitzsc 1845 und geschah 1im Rahmen der Religi-
onsbestimmungen des lgemeinen Landrechts, das hierin allerdings auf
rechtlich schwachen Fussen stand..**

Die Entwicklung ZWaANS die Behörden, mehr und mehr ihre EMU-
hungen auf bwehrmalsnahmen verlegen, als eine gesetzliche Rege-
lung der Duldung AaANZUVISIEreNnN W dsSs natürlich grundsätzlich eiINe Bereılt-
SC ZUFC Akzeptanz der Baptısten vorausgesetzt hätte Aber einmal ın die
Abwehrhaltung gedrängt, wurde CS für die Bürokratie aufserordentli:
schwierig, miıt der Entwicklung chritt halten, geschweige diese
STtEUETrN wollen Darüber hinaus 11U5$55 114  > sich bewusst se1n, 4Ss
esonders in Preuflsen die separlerten Lutheraner, die deutsch-katholische
Bewegung und die freireligiösen Gemeinden die SAaDNZC Aufmerksamkeit
der politischen und kirchlichen ehNorden erforderten. Im Tauziehen mıiıt
den eNorden hatten sich die preufßsischen Baptisten 1im Laufe der a  e
eiINeEe Duldung erkämpfen können, indem S1C die Unsicherheiten der Be-
hörden NnutfLzen verstanden *

In essen-NASSAU, Hannover und Mecklenburg
Auch 1m mehrheitlich lutherischen Königreich Hannover, die baptis-
tische Bewegung sich besonders stark ausgebreitet hatte, blieben KOnN-

nicht ARUN  S Die chärfe des staatlichen Vorgehens in den utheri-
schen Läaändern ang mit der Ekklesiologie des orthodoxen Luthertums

472

43
Luckey, Lehmann, 109
LHASAMgb, Rep S 1 Y Pfarramt Landsberg Halle Superintendent Jan
1845;€ Rep {I11 Sekt Abt XIIla, 1 6 Bapt., 111 155 f7 egie-

44
IuNng Merseburg Kultus- Innenministerium Jan 1846
Vgl ALR, 'eil I1 TI SS 10 20) Die Befugnisse geduldeter Religionsgesellschaf-
ten SEIztiEN ine staatliche Genehmigung VOTA4dUS; LucRkey, Lehmann,
105 vgl 1C  Orn Uhden (Justizminister) Dez 1844 LHASAMgb,
Rep la, 2551, E’ Regierung Merseburg ottwe. Juli 1843,

f7 Aug 1843
45 Vgl Kabinettsordre Deklaration Marz 1834:; Huber / Huber, DA und Kirche

607 NWHStADü, RegDüsseldorf, AT (1845);eL Rep 111 Sekt
Abt Allla, LE Bapt., L11  ‚9 174 Konsistorium Proviınz Brandenburg Eich-

horn Aug 1846



Reaktionen der deutschen Staadten auf die entstehenden Freikirchen

bzw. Luthers antischwärmerischer OsS1Iıtiıon das Täufer-
u auf das sich Ganz offensichtlich auch der Baptısmus eZ0og

Wıe andere deutsche Länder auch, die hannoverschen Behör-
den schon 1841 UTE ihren Legationsrat in Hamburg Erkundigungen
ber Oncken eın und verfolgten dessen Weg DIie baptistischen
Werbeaktivitäten hrten zunehmend Kindertaufverweigerungen und
SC  1e  ich Austritten AUS der Landeskirche Wiıe anderswo, sahen die
Behörden auch 1er die bestehende Ordnung gefährdet.“

Mit ezug auf die staatskirchliche Gesetzesordnung begannen sich
einzelne andeskirc  iche Vertreter ZUr Wehr SCIZEN, riefen die politi-
schen eNorden und glaubten, A1I6G die fragwürdige andlung der
Zwangstaufe sich Recht verscnalien Die auffrage spielte gerade iın
den ostfriesischen, Hannover gehörenden Gebieten, in denen die Men-
noniıten recht zahlreich vertreten eine nicht geringe Rolle.*

Die politischen eNorden führten zahlreiche Untersuchungen
Baptısten UuUrc 1G 1L1Ur leitende Baptisten und Gemeindeglieder
den überprüft und verhört, sondern auch solche ersonen, die 1im egri
aIc  9 den Baptisten überzutreten. * In einem 1841 verfassten Bericht
des Amtes Liebenburg CLIWA, dem der Amtsvogt in Othfresen ber die dor-
tige Baptistengemeinde 4aufend Mitteilung machte, wurde das Bedauern
ausgedrückt, a4ss sich die Zahl der dortigen

‚D Sectirer eher vermehrt als vermindert hat, und dafs die bisherigen
Strafandrohungen, Strafen und Verhinderung SOWIE ufhebung der SAr
ammenkünfte 11U  _ die größere Verheimlichung der Versammlungen,

CCnicht aber deren Unterlassung Zu  am olge gehabt en
Aufgrund der ablehnenden Haltung der Ortsbehörden wandten sich die
beiden Beauftragten der Baptisten in Othfresen und gitter direkt
den Onig VO Hannover In der Aulßerst STAATS- und vaterlandsfreundli-
chen Bittschrift VO Februar 18542 eklagten S1C das missliche orge-
hen der Geistlichen und der Ortsgerichte die Baptisten. Die TEEF
teller wıesen auf das Staatsgrundgesetz hin, ach dem „ausdrücklich
jedem Landeseinwohner völlige auDens- und Gewissensfreiheit zuges1-

EvreKiSyRALe (Evang.-ref. Kirche, Synodalrat, Archiv, CE1); 9) Kirchliche Bewe-
SUNSCH in der Gemeinde Ihrhove, Übertritte 7A Baptisten; eb } Die 10124
Baptisten eer und mgegen (  , Austrittserklärungen;
(Niedersächs. Staatsarchiv in Aurich), 1 Die Verbreitung unerlaubter reli-
g10ser TIraktate und das Auftreten der Baptisten (1838-1848); NsStAOI (Nieder-
sachs. Staatsarchiv 1in Oldenburg), 250-A-LIL- 7, erweigerung der (Kinder-) Taufe
(1842-1847); NsHStAHan, 13/344, f Bericht Minister-Resident Hamburg

Ministerium der auswartıigen Angelegenheiten Febr 1841; eb! 80/2610,
47

f %r Akte über Oncken; Behördenkorresp. ab 1850
EvreKiSyRALe, 5 97 Bericht Kirchenkommission Leer Konsistorium Aurich

Sept 1846, ff.; eb TLL,; we1ıitere erichte Korresp.(
Ebd., 1 Prediger Kirchenälteste der ref. Gemeinde eer ARB! Konsisto-
1um Aurich Dez 1849, ffY Austrittsschreiben D 9 uch NsHStAHan, 1157
344, 47 f7 Amt Liebenburg Landdrostei Hildesheim Sept 1841
Ebd
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chert“ und er „jeder geistlichen ecte  c CS rlaubt sel, „Eure Königli-
che Majestat die Gestattung eiNeESs Rechts ihren Privat-Gottesdiens-
teln und die „Befugnis ZUrFC Ööffentlichen Religionsübung bitten6

DIie ohl schärfste Verfolgung traf die Baptisten 1im essisch-nassaui-
schen 21uUum und besonders in Mecklenburg, Kultus- und Justizbehör-
den Auliserst heftig auf Konventikelhalten, Proselytenmacherei und alle
religiösen Handlungen, die in die Rechte der bestehenden Kirche ingrif-
fen, reaglerten, rücksichtslos „auswartige Sendlinge“ und nländi-
sche Baptısten durchgriffen und gerichtliche Untersuchungen ZUrFC ages-
ordnung machten. In Mecklenburg, das och keine selbstständigen Ge-
meinden hatte und VO Hamburg Aaus betreut wurde, uüuhrten die bap
tistischen Aktionen, namentlich in der Gegend VO Ludwigslust und
Boitzenburg, und die harten Verfolgungsmafisnahmen der Staatsbehörden

vielen Austritten AdUuS$S der lutherischen Kirche Auch in diesem Land
ırug die Pfarrerschaft erheblich ZU drastischen Ahndung und ZU g D
waltsamen orgehen der eNorden bei.?)

Der Baptıst Leopold VO Lücken, der zwischenzeitlich in Hamburg
M1ISSI1ONILeErte und VO dort ausgewlesen worden WAÄdLl, hatte in seiner He1-
mat die Glaubenstaufe eingeführt, ortrage und hbiblische Auslegungen
gehalten und seinen ustrı ARUN der lutherischen Kirche in Aussicht g -
stellt Er wurde deswegen schon 1836 ın Schwerin VOTLT em
„Wiedertäuferei“ und Sektenstiftung, Austeilung der Sakramente, „Verun-
glımpfung der herrschenden Kirche“ und ihrer staatlich autorisierten
Geistlichkei einer einjährigen Festungshaft in Omıtz verurteilt,
allerdings spater begnadigt. eıiıtere 1im Prozess verwickelte ersonen
erhielten uchthaus- und Gefängnisstrafen.“

In sStd- und südwestdeutschen Staaten
Was ber Baptısten dargelegt wurde., 11 1im suüuddeutschen aum
hnlich auch auf die Methodisten Das Wirken Müllers in Wurt-
emberg löste ang der 1850ere sofort eine umfangreiche Behör-
denkorrespondenz ber seEINE methodistische Arbeit AU:  ® Das evangeli-
sche Konsistorium bat die Königliche Regierung des Neckarkreises in

Ebd., f’ Sander Weber On1g, Febr. 1842
5i EvKiHNZADa (Evang. TC in Hessen und Nassau, Kirchenverwaltung, Zentral-

archiv, Darmstadt), 3/62, Korresp. Herzogl. Nass. Landesregierung Landesbischof
(1860), CNTISPC. KOorresp (1852-1855), A} Austritte (1862), Austritte
(1865), 10/265, Behördenakten Ministerium des Innern, Karlsruhe, Febr.
1551; MeLHASchw (Mecklenburg. Landeshauptarchiv, Schwerin), 5 K2Z7/, 9000,
Behördenakten (1851-1869); eb 9005 (Evang. ber-
kirchenrat, Landeskirchl chiv, Karlsruhe), 1547 0788 I) Ministerium des Innern

Maı 18506, Beilage ausführl Bericht über die Baptisten in Mecklenburg,
(Abschrift)
MeLHASchw, YADZS7/ 8824, Justizkanzlei Schwerin, Publ Schwerin 20 Jan 18306,
f Verhandlungs- Prozessakten SOWI1E Urteile; vgl eb 8998, Lücken
La Justizakten Behördenkorresp.
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Ludwigsburg die „Proselytenmacherei“ VO  — Müller einzuschreiten.”°
DIie zuständigen eNorden eramt, eisregierung und Konsistorium)
recherchierten in der olge eingehend. Müller wurde mehrmals verhört
und mit einem Verbot belegt, methodistische Versammlungen
abzuhalten Weil sich Müller nicht SE1iINE Versprechen 1e griff 1834
auch die evangelische Synode die Angelegenheit auf. Da die eingeforder-
ten Berichte gunstig für Müller ausfielen, beschloss das Konsistorium 1in
uttga Februar 1855, die 4C vorläufig auf sich beruhen las-
SC  = Müller gegenüber 1e das atente Misstrauen der Behörden *

Die methodistische breitete sich trotzdem allmählich in
2anzZ Württemberg AU:  ® em schaltete sich vermehrt die Geistlichkeit
eın DIie kritisierten proselytischen Aktivitäten der Methodisten (Bußpre-
digt, Sündenbekenntnis, Bekehrungspraxis, Klasseneinteilung USW.)
SCH se1it 1835 erneut umfangreiche behör:  1C Erhebungen ach sich,
weil Müllers Verhalten für die eNorden wenig transparent WAar.  25

Irotz der chärfe der durchgeführten Untersuchung fiel das Ergebnis
überraschend zugunsten Müllers Au  ® Die Regierungsbehörde iefs

Maı 1557 das KOnNnsIStori1umM abschlieisend wIssen, 4SS Müller ZWAar eın
„besoldeter gent  06 der wesleyanischen Missionsgesellschaft sel, aber die
VO ihm dem Oberamt vorgelegten Schriften VO der „ursprünglichen
Richtung“ der Wesleyaner nglands in keiner e1se differierten. ESs sSC1
hinsichtlic dieser Gemeinschaft

„‚nicht L1L1ULE nirgends ersehen, dafs hre Lehre und Gebräuche VO der
evangelisch-protestantischen Kirche 1im Wesentlichen abweichen S()I1-

5 EvL«WüLKAStu, Gen, >00, Heim (Diaconus und spaterer Stadtpfarrer
VO Winnenden) Generalat Ludwigsburg Sept 15351. StALD, 175 L1L, Bu
5689, VaANns Konsistorium Regierung Nec:  eis, Ludwigsburg, Sept 18551
1 Vernehmungsprotokoll Oberamt Waiblingen (Abschrift), Okt 1831, 1
vgl rTitz, Das Eindringen des Methodismus in Württemberg, Stuttgart L927/%

Burkhardt; Christoph Gottlob uller und die Anfänge des Methodismus in

54
Deutschland, Göttingen 2005
EvyvLKWüLKAStu (Evang. Landeskirche in Württemberg, Oberkirchenrat, Landes-
kirchl Archiv, gar!  , Gen, >00, Regierung Neckarkreis Vang Konsisto-
rum, LT 1551, Vangs. Synode Oberamt Waiblingen NOv. 1834, E
ine rage WAar — ob uüller VO London offiziell beauftragt sel, in Winnenden
1Ne dauernde methodistische Missionsstation errichten 1); StAL| (Staatsarchiv
Ludwigsburg), 173 IL, Bu 5689, Erlass Okt 1531, Behördenkorresp.,
Vernehmungsprotokolle, Erlasse, Pfarrberichte (  9 Vangs. Konsistorium

Oberamt Waiblingen Febr. 1855
55 Ebd., Oberamt Waiblingen Miınıiısterium des Innern und des rchen- und al

Wesens April 15855, Kreisregierung Ludwigsburg pri 1855, Mai
1835, f7 div. Behörden:- und Pfarrberichte (1835); EvL«WüLKAStu, Gen,
>00, Innenministerium 58528 Konsistorium pri 1855, f D Regierung
Neckarkreis Va Konsistorium Maı 1835, Bericht an Werner 20. Juli
1836, f Auszug Protokall Vans Synode NOV. 1836, Pfarrberichte (1836),
Vang Konsistorium Regierung eckarkreis Jan 185/, EJ StALD, 13 L11  y
Bu 689, Behördenkorresp., div. Vernehmungsprotokolle (185/)
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ern S1CE macht CS insbesondere ZU  — den Gottesdienst feißig
cbesuchen, und oft als möglich Z eiligen Abendmahl gehen

Mit erwels auf Wesleys Verdienste die Regierungsbehörde schr
ohl unterscheiden zwischen den ursprünglichen methodistischen An-
liegen und den schwärmerischen Vorkommnissen der egenwart. Olan-

jedoch nicht ‚auffallendere Anstölse die Lehre der christlichen
Kirche, Verletzungen der Sittlichkeit, SchwärmereYy der politische Irrleh-
HC  — ZULC nzeige kommen“, se1eEN die Versammlungen der Methodisten
beobachten,30  Herbert Strahm  dern sie macht es insbesondere zur Pflicht; den Gottesdienst fleißig zu  «“ 56  besuchen, und so oft als möglich zum heiligen Abendmahl zu gehen  ü  Mit Verweis auf Wesleys Verdienste wusste die Regierungsbehörde sehr  wohl zu unterscheiden zwischen den ursprünglichen methodistischen An-  liegen und den schwärmerischen Vorkommnissen der Gegenwart. Solan-  ge jedoch nicht „auffallendere Anstöße gegen die Lehre der christlichen  Kirche, Verletzungen der Sittlichkeit, Schwärmere$y oder politische Irrleh-  ren zur Anzeige kommen“, seien die Versammlungen der Methodisten zu  beobachten, „... ein Verbot ... aber, so lange sie in den Grenzen der von  ihnen selbst gezeichneten Regeln bleiben“, als „religiöse Privaterbauun-  gen“ nicht zu erreichen sein dürfte, wie man dies bis dahin auch bei „den  ihnen verwandten, nur weniger nach Regeln ausgebildeten, pietistischen  «“ 57  Versammlungen, hat geschehen lassen  .  Der Entscheid der Kreisregierung gewährte der wesleyanischen Ge-  meinschaft Müllers die volle Duldung der württembergischen Behörden  — und damit die Gleichstellung mit den landeskirchlichen Gemeinschaf-  ten — und die gleichen Rechte wie sie diesen seit dem grundlegenden  Pietistenreskript von 1743 zukamen. Der Entscheid sagte zudem die  methodistische Gemeinschaft vom Makel einer Sekte los.°®  Obwohl das Konsistorium im Großen und Ganzen die Ansicht der  Kreisregierung teilte, blieb es skeptisch. Es gab seiner Besorgnis Aus-  druck, „daß die wahre Beschaffenheit der Sache noch nicht aufgedeckt  sey“, vieles bleibe „in ein gewisses Dunkel gehüllt“, zumal Winnenden  (nahe Stuttgart) in dem im April 1836 in London erschienenen Bericht  der wesleyanischen Missionsgesellschaft ausdrücklich als Station erschei-  ne. Die Vermutung liege nahe, „dass wohl noch etwas mehr, als die un-  schuldigen Erbauungsstunden und Kranken- u. Armen-Unterstützungen  im Hintergrund verborgen sey“. Die Möglichkeit bleibe immerhin, „daß  aus dem gering scheinenden Anfang sich noch etwas entwickelt, was we-  der dem Wohl des Staats noch der Kirche förderlich seyn dürfte“, wenn  Württemberg „um eine Sekte reicher“ sei.”  Nicht nur die ungewohnten und teils umstrittenen Lehren der metho-  distischen Versammlungen stießen bei den Behörden auf Skepsis, son-  dern auch das undurchsichtige und wenig populäre Vorgehen und Ver-  56  EvLk«WüLKAStu, A 26 Gen, 500, Kreisregierung an evang. Konsistorium 16. Mai  1837, 1 f.; StALb, E 173 III, Bü 5689, Behördenakten (1837), methodistische Schrif-  ten:  57  EvLk«WüLKAStu A 26 Gen, 500, Kreisregierung an evang. Konsistorium 16. Mai  1837,21.  58  Vgl. Fritz, Das Eindringen des Methodismus, 7 ff., zur Rechtslage (u. a. Pietisten-  reskript 1743). Die Motive für den unerwarteten Regierungsentscheid gehen nicht  ausdrücklich aus den Akten hervor; u. a. sind staats- und kirchenpolitische Gründe  Zzu vermuten.  59  EvL«WüLKAStu A 26 Gen, 500, evang. Konsistorium an Kreisregierung 9. Juni  1837, 1 ff.; Fritz, Das Eindringen des Methodismus, 20 ff.eın Verbot30  Herbert Strahm  dern sie macht es insbesondere zur Pflicht; den Gottesdienst fleißig zu  «“ 56  besuchen, und so oft als möglich zum heiligen Abendmahl zu gehen  ü  Mit Verweis auf Wesleys Verdienste wusste die Regierungsbehörde sehr  wohl zu unterscheiden zwischen den ursprünglichen methodistischen An-  liegen und den schwärmerischen Vorkommnissen der Gegenwart. Solan-  ge jedoch nicht „auffallendere Anstöße gegen die Lehre der christlichen  Kirche, Verletzungen der Sittlichkeit, Schwärmere$y oder politische Irrleh-  ren zur Anzeige kommen“, seien die Versammlungen der Methodisten zu  beobachten, „... ein Verbot ... aber, so lange sie in den Grenzen der von  ihnen selbst gezeichneten Regeln bleiben“, als „religiöse Privaterbauun-  gen“ nicht zu erreichen sein dürfte, wie man dies bis dahin auch bei „den  ihnen verwandten, nur weniger nach Regeln ausgebildeten, pietistischen  «“ 57  Versammlungen, hat geschehen lassen  .  Der Entscheid der Kreisregierung gewährte der wesleyanischen Ge-  meinschaft Müllers die volle Duldung der württembergischen Behörden  — und damit die Gleichstellung mit den landeskirchlichen Gemeinschaf-  ten — und die gleichen Rechte wie sie diesen seit dem grundlegenden  Pietistenreskript von 1743 zukamen. Der Entscheid sagte zudem die  methodistische Gemeinschaft vom Makel einer Sekte los.°®  Obwohl das Konsistorium im Großen und Ganzen die Ansicht der  Kreisregierung teilte, blieb es skeptisch. Es gab seiner Besorgnis Aus-  druck, „daß die wahre Beschaffenheit der Sache noch nicht aufgedeckt  sey“, vieles bleibe „in ein gewisses Dunkel gehüllt“, zumal Winnenden  (nahe Stuttgart) in dem im April 1836 in London erschienenen Bericht  der wesleyanischen Missionsgesellschaft ausdrücklich als Station erschei-  ne. Die Vermutung liege nahe, „dass wohl noch etwas mehr, als die un-  schuldigen Erbauungsstunden und Kranken- u. Armen-Unterstützungen  im Hintergrund verborgen sey“. Die Möglichkeit bleibe immerhin, „daß  aus dem gering scheinenden Anfang sich noch etwas entwickelt, was we-  der dem Wohl des Staats noch der Kirche förderlich seyn dürfte“, wenn  Württemberg „um eine Sekte reicher“ sei.”  Nicht nur die ungewohnten und teils umstrittenen Lehren der metho-  distischen Versammlungen stießen bei den Behörden auf Skepsis, son-  dern auch das undurchsichtige und wenig populäre Vorgehen und Ver-  56  EvLk«WüLKAStu, A 26 Gen, 500, Kreisregierung an evang. Konsistorium 16. Mai  1837, 1 f.; StALb, E 173 III, Bü 5689, Behördenakten (1837), methodistische Schrif-  ten:  57  EvLk«WüLKAStu A 26 Gen, 500, Kreisregierung an evang. Konsistorium 16. Mai  1837,21.  58  Vgl. Fritz, Das Eindringen des Methodismus, 7 ff., zur Rechtslage (u. a. Pietisten-  reskript 1743). Die Motive für den unerwarteten Regierungsentscheid gehen nicht  ausdrücklich aus den Akten hervor; u. a. sind staats- und kirchenpolitische Gründe  Zzu vermuten.  59  EvL«WüLKAStu A 26 Gen, 500, evang. Konsistorium an Kreisregierung 9. Juni  1837, 1 ff.; Fritz, Das Eindringen des Methodismus, 20 ff.aber, ange S1C in den Grenzen der VO

ihnen selbst gezeichneten Regeln bleiben“, als „religiöse Privaterbauun-
gen  c nicht erreichen SE1IN ürfte, W1E I1a  —> 165 his iın auch bei „den
ihnen verwandten, 1L1ULE weniger ach Regeln ausgebildeten, pietistischen

C6Versammlungen, hat geschehen lassen
Der Entscheid der Kreisregierung gewährte der wesleyanischen Ge-

meinschaft Müllers die VOo. Duldung der württembergischen eNOorden
und damit die Gleichstellung mit den landeskirchlichen Gemeinschaf-

ten und die gleichen Rechte W1€E S1Ce diesen se1it dem grundlegenden
Pietistenreskript VO 1743 zukamen. Der Entscheid zudem die
methodistische Gemeinschaft VO einer los  28

Obwohl das Konstistorium 1im Grofsen und anzen die Ansicht der
Kreisregierung teilte, 1e€ CS skeptisch. ES gab seEINETr ESOrgNIS Aus-
druck, „dafs die wahre Beschaffenheit der aC och nicht aufgedeckt
Sey‚u 5 vieles bleibe „n eın SEWISSES Dunkel gehüllt“ zumal Winnenden
(nahe Stuttgart) in dem 1m Dpri 1836 in London erschienenen Bericht
der wesleyanischen Missionsgesellschaft AUSUCTUC  1C als Station ersche:i-

Die Vermutung ijege nahe, „dass ohl och eLiwAa4s mehr, als die
schuldigen Erbauungsstunden und Kranken- Armen-Unterstutzungen
im Hintergrund verborgen .  sey Die Möglichkei bleibe immerhin, „dafs
AauS$s dem gering scheinenden Anfang sich och ELIWwAaS entwickelt, W ds$Ss

der dem Wohl des Staats och der Kirche förderlich seyn dürfte“, WCII11

Württemberg „UImM eiINE reicher“ SC1  59
Nicht 1L1UTE die ungewohnten und teils umstrittenen Lehren der metho-

distischen Versammlungen stielßsen bei den ehNorden auf Skepsis, S(JIl-

ern auch das undurchsichtige und wen12 populäre Vorgehen und Ver-

EvL&«WüLKAStu, Gen, >00, Kreisregierung Vang. Konsistorium Maı
183 7, StALD, 173 11L Bu 5689, Behördenakten (185./23% methodistische Schrif-
te  5
EvyvLKWüLKAStu Gen, >00, Kreisregierung Vang KOonsistorium Maı
1857,
Vgl il Das Eindringen des Methodismus, f 9 ZuUur Rechtslage (u Pıetisten-
reskript Die Motive für den une  16 Regierungsentscheid gehen Nn1IC.
ausdrücklich AUuUsSs den Akten hervor; sind STAaAats- und kirchenpolitische Gründe

9 EvyvLKWuüuLKAStu Gen, >00, 198 KOonsistorium Kreisregierung Juniı
185 / TiLZz, Das Eindringen des Methodismus,



51Reaktionen der deutschen Staaten auf die entstehenden Freikirchen

halten Müllers, dessen Tätigkeit und Beauftragung Erst ach muhsamen
Ermittlungen der ehNorden hinreichend eruljert werden konnten °

Durch die uInahme der baptistischen Tätigkeit in Stuttgart gerliet
auch die Gemeinschaft Müllers bald wiederum stärker in den Verdacht
des Separatismus. Der einschneidende Konsistorialerlass VO OVemnm-
ber 1841, der das generelle Halten VO „religiösen Privatversammlungen
UuUurc Auswartige“” 1im 1C hatte, untersagte auch Müller diese atig-
keit.©!

Nicht überall wurde VO behördlicher eıite das Auftreten der Metho-
disten derart beurteilt, WI1€E CS der wesleyanische weig in Württemberg
rftahren hatte Obwohl dem methodistischen Superintendenten Jacoby
die gunstige kirchenpolitische Konstellation in Bremen entgegenkam
die Bremer Verfassung VO 1849 ief1s Neubildungen VO Religionsge-
meinschaften hne Anerkennun urc den en und die Auf-
bauarbeit des bischöflichen Methodismus dem grofiszügigen Schutz
des Senats beginnen konnte, wurde schon in der Hansestadt mit den
Vorurteilen gegenüber dem Methodismus und dessen Ablehnung kon-
frontiert. Als sich die bischöfliche Missionsarbeit auf die mgebung der

und die benac  arten Staaten ausbreitete, reaglierten beispielsweise
die ehNorden 1im Königreich Hannover und im erzogtum Braunschweig
aufgrund ihrer lutherischen Os1ıtiıon Aulßerst negatıv.

Die eitere Ausbreitung der zielstrebigen Missionsarbeit in den en
hrte etappenwelse ber Frankfurt (Main) besonders ach Heilbronn,
Ludwigsburg und orzheim In den hessisch-nassauischen Gebieten, 1NS-
besondere in der mgebung VO Giefßßen, wurde S1e mi1ıt Versammlungs-
un Predigtverbot belegt. Wie anderswo ZOQ 1im Raum essen ihre atig-
eıt eın jahrzehntelanges Tauziehen zwischen Staatsbehörden und Me-
thodisten ach sich, das 111 den reaktionären uUrs des Ministers Has-
senpflug 1im Kurfürstentum eingeleitet wurde, auch die staatskirchli-
che Geistlichkeit ihre antimethodistische Haltung ekundete

Der Arbeit vorwiegend Klassenbildung ach den allgemeinen
thodistischen Regeln Q1ing eweils eine intensive olportage VOT4aduSs Die
Methodisten mit ihrem eigenen, VO ihrem Sendungsbewusstsein
gepragten dynamischen, oft aggressiven Arbeitsstil den nwıllen der Be-
hörden und Pfarrer und manchmal der Bevölkerung auf sich. Die
vielerorts als Schwärmerei disqualifizierte und e  19 ekämpfte Arbeit
der Methodisten rte auch in den sudlichen Gebieten und Kegionen
unzähligen Auseinandersetzungen miıt den ehNorden Über Jahrzehnte

60 Vgl die Vernehmungsprotokolle die Korresp. zwischen Kreisregierung und
Vang. Konsistorium: StALDb, 1/5 1084 Bu 5689/EvLL WüLKAStu Gen, 500 In
der alteren W1€E in der jungeren Literatur sind die Ansichten darüber kontrovers.
EvyLKWüLKAStu Gen, >00 Auszug Pfarrbericht Hertmannsweiler 1842,

f) Auszug Visitations-Bericht eneral-Ssuperintendentur Ludwigsburg 1843,
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kam CS regelmäfßig Schikanen, Verboten, J1dbußsen, Inhaftierungen,
Landesverweisen und anderen traten Jacoby Ar VO Widerstand in der
Offentlichkeit überrascht.®?

on 1550 wurde das Dekanat Usingen 1im Herzogtum 4SSAU mıit
Kirchenaustritten konfrontiert. Durch Kolportage und (verbotene) Ver-
sammlungen wurde die methodistische Werbearbeit intensiviert Ihr WL

oft 1U scChieCcC beizukommen. auch 1im Amt Dillenburg die
ehNorden gefordert. Dort missionilerte der Reiseprediger Baedecker, VO

Oldenburg kommend, 1m Auftrag der Bremer Methodistenkirche. Das
Amt verweigerte den Methodisten aufgrun eines Gutachtens der
geistlichen Behörde die temporare Aufenthaltserlaubnis, weil S1E sich
nicht strikt ihrer religiösen Tätigkeit enthielten. Baedecker reaglierte mıiıt
Rekursen die Landesregierung und argumentierte miIıt der der 11.A554U-

ischen Gesetzgebung ugrunde liegenden Gewissenstfreiheit. eine An-
hänger, die sich vereinzelt gleich direkt die Behörden wandten, droh-
ten e1 miıt dem Kirchenaustritt, falls die zuständigen Nnstanzen ihrem
Leıiter weiterhin die Aufenthaltsgenehmigung verweigerten. In einer Stel-
lungnahme die Herzogliche Regierung 1im Marz 1866 beklagte der Lan-
desbischof das Eindringen auswartiger Missionare, die UuUrc Schmähung
der Geistlichen „Verwirrung in die Gemeinden un:! Zwiespalt iın die Fa-
milien“ brächten. reie Religionsübung könne nicht dahingehend VCI-

standen werden, 24SS eiNe auswartige, 1er nicht zugelassene Religions-
gesellscha: W1€e die bischöflichen Methodisten einen Agenten einen
beliebigen entsende, der sich auf eine 1S5SS10N erufe und 1in seiner
Täatigkeit die ersonen „ZUM Abfall VO ihrer Kirche auffordert

In Württemberg WTr CS in erster inıe der bischöfliche Methodismus,
der ach der Jahrhundertmitte mıit seinem englisch-amerikanischen Mis-
sionsstil die württembergischen Behörden stärksten herausforderte.,
den Methodisten erging CS 1er hnlich W1€E den Baptisten a.  re zuvor.°*
62 oigl, DIie Evangelisch-methodistischeC in Bremen, in Röpcke Hg.)

Bremische Kirchengeschichte im und Jahrhundert, Bremen 1994, 408
414 ff, ders., Warum kamen die Methodisten nach Deutschland? Eine Untersu-
chung über die otive für ihre 1ssion in Deutschland, Stuttgart 1975

{f:; ders., DIie Evangelisch-methodistische Kirche, in H.-B. Motel Hg.) Glieder
einem Leib, Die Freikirchen in Selbstdarstellungen, Konstanz 19/5, 151 YICz

Das Eindringen des Methodismus, ff7 Jungst, Der Methodismus in Deutsch-
land Fın Beıtrag Zu Kirchengeschichte, Gießen 61

63 EvKi  Da, 3/41, Korresp. Herzogl. Nass. Staatsministerium, Abt des In-
HICI} bischöfl C Oommissarıus Geheimer Kirchenrath spaterer Landesbischof Wil-
helmi, Wiesbaden, Dekanat Usingen Pfarrämter (  , HeHStAWiI Hess
Hauptstaatsarchiv, Wiesbaden),9Ausübung einer 1SS1ıo0N der 508 Bischöf-
lichen Methodistenkirche in Bremen durch agedecker AUus$s Brandhofen (Olden-
burg) Dillenburg (1866) eb: Rekursgesuch Baedecker (1866/
1867), Vansg Landesbischof Landesregierung Marz 180606,

EYLKWüLKAStu Gen, >00, Vorstand Vang Synode Decanatsamt
Dez 850/31 Jan 1651; ff’ Vang Konsistorium Decanatsamt Maı 1851

tsblatt des wttb ‚VdAllS Consistoriums und der Synode in rchen- und Schul-
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Vor em 1im aum Stuttgart seinerzeıit die baptistischen Taufen
bald den pOo auf sich. Baptisten wurden ihrer öffentlichen Amter ENT-
en und gedemütigt. Oncken selbst konnte der einsetzenden Vertfol-
Sung 1U napp entkommen. Als die Gemeindegründung in Stuttgart
(18558) publik wurde, ErstatLtfeife die Stadtdirektion eiım evangelischen
Konsistorium Anzeige. Das zuständige Ministerium beauftragte das Kon-
Sistor1ıum, die Untersuchungsergebnisse miıt entsprechenden Anträgen
vorzulegen. Die Ansicht On1g ilhelms, die baptistische ewegung VOTL-
erst einmal eobachten lassen, ZWaANg die eNOraden ZUrLF.C Zurückhal-
t(ung. Als der onarch den Baptisten vorläufige Duldung ZUDC
stand, recherchierten die ehNorden jedoch trotzdem we1iter S1ie hatten
ihr Augenmerk in den folgenden Jahren auf die ländlichen egenden
Württembergs gerichtet, überall baptistische Anhänger erulert
den, die Versammlungen hielten un Taufen vollzogen. Durch die VO-
zierende Haltung baptistischer M1ss1i0onare, die wiederholt die evangeli-
sche Landeskirche verunglimpften, gerieten die eNorden mehr und
mehr Druck Ortlich zeigten S1E sich oft unsicher und
dem Drangen der Geistlichen überfordert, überlegt reagleren. Die
Zahl der gerichtlichen Vorladungen vergröfßerte sich konstant, besonders

des Verdachts auf Proselytentätigkeit. Die m{fragen und 1S1f9-
tionsberichte der Dekanate und die Beschwerden:- un Einvernahme-
protokolle der politischen nNnstanzen Ort lieferten die Fakten, auf-
grund derer Geldbußen, Pfändungen und spater Haftstrafen dUSSCSPLIO-
chen wurden. nter diesem Druck der Verfolgung ULE Polizei und
Geistlichkei wandten sich die Baptisten schon 18472 mit einer ausführ-
lichen Beschwerdeschrift den württembergischen On1g Ahnliche Vor-

ereigneten sich in jenen Jahren auch 1im Königreich Bayern.®
Nachrevolutionäre Auswirkungen

Die berechtigte Hoffnung der freikirc  ichen ewegungen, Ur die ibe-
ralen Verfassungsarbeiten im Reich und in den einzelnen deutschen Lan-
ern eine bessere und stabilere Rechtslage erreichen, chwand rasch.
Als die politische Reaktion einsetzte, begann für die freikirchlichen Ge-
meinschaften und ruppierungen wiederum eine Leidenszeit, die VOL Al-

Sachen  9 Stuttgart pri 1860, Synodal-Ausschreiben, S 524 ff’ vgl StALDb,
181 I’ Bu 267a Behördenkorresp. über Aktivitäten der Methodisten der

vang. Gemeinschaft (1845-1862). Ahnlich zeigen sich die Reaktionen der Behör-
den in den thüringischen Kleinstaaten (u ThStAGr (Thüring. Staatsarchiv LC1Z),
ReufisLRASchleiz, 995) und 1mM Königreich Sachsen SAHStADr (Sächs. aupt-
staatsarchiv, resden), MinVolksbild., 12980); TitZz, Das Eindringen des Metho-
dismus, ff)G5 EvyLKWüLKAStu Gen, 491, Bericht NS Synode Ministerium des Innern
und des rchen- und Schulwesens Dez 18558, fl7 Vernehmungsprotokolle/
Untersuchungsakten (1841), Behördenkorresp. (1841/1842), ekanats- Pfarr-
berichte (1843/1844); Donat, Wie das Werk begann, 129
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lem in der ersten der fünfziger Jahre die eıt VOT 18548 teilweise
Heftigkeit und chärfe och übertraf. SO wurden 18548 erlassene trafen
vielerorts wieder in Kraft gesetzZtL. In den eisten deutschen Läiändern lag
die Gewährung voller Religionsfreiheit och in weıiter Ferne °

DIie UuUrc die Staatsbehörden angeordnete und häufig rüucksichtslos
durchgeführte Überwachung galt in erster inıe den Predigern und Ge-
meindeleitern, deren Aktionsradius einzuschränken. Sie wurden
SCH unerlaubter Amtshandlungen angeklagt, oft auch Verstoflses

das Pressegesetz: Ihren cnNnrıften wurden Feindseligkeit gegenüber
der Staatskirche und Religionshass, ja Anstiftung politischem Aufruhr
un errat entnOomMmMmMeEN und unterstellt. S1ie hatten mit Hausdurchsuchun:-
SCH rechnen und rtsauswelsung kämpfen, WE S1Ce nicht
das Heimatrecht ihrem Arbeitsort nachweisen konnten. Gemeinden
und einzelne Anhänger standen gegenüber den vielerorts feindseligen
(polizeilichen) Kommunalbehörden VOL fast unlösbaren Problemen,
mal auch die Kirchenbehörden und Pfarrer den freikirc.  ichen gehö-
rigen me ls nicht wohlgesonnen AL und die Polizeiaktionen 1-
stutzten der doch mindestens nichts dagegen unternahmen. Denunzla-
ti1on der Bevölkerung WAdrLr nicht selten. DIie nter- und Lokalbehör-
den CizZziIien sich vielLacCc ber die Anweisungen höherer Staatsstellen
hinweg. DIie Polizeiaktionen oft VO aufgebrachten fanatischen
Einwohnern begleitet.“”

Obwohl die deutschen Länder 18548 verfassungsmälsig „die Freiheit
des religiösen Bekenntnisses, der Vereinigung Religionsgesellschaften

und der gemeinsamen häuslichen und Öffentlichen Religionsübung‘“
und damit Versammlungsfreiheit sich garantiert hatten, wurde diese
eliebig eingeschränkt der verboten.

In Preujfsen wurde beispielsweise die VO Onig erlassene Verord-
NUuNg VO Marz 1850, die sich die politische Versammlungs-
un Vereinsbildun: wandte, Isbald auch auf religiöse Grupplerungen
angewendet. amı hatten die eNorden ein Machtinstrument ZUrC Hand,
mit dem eliebig unliebsame bweichler VOTSCBA4NESC werden
konnte.

In Sachsen ELTW:; wurde die Versammlungsfreiheit ebenfalls derart e1nN-
geschränkt, 4SS keine Zusammenkünfte ZuUur eıt des Öffentlichen Ottes-
dienstes und „nicht ungewöhnlicher und spater end- der Nachtzeit
gehalten“ werden durften Da „obrigkeitlichen ersonen  C6 jederzeit E1iın-
66 Vgl ders., Das wachsende Werk, Ausbreitung der deutschen Baptistengemeinden

durch sechzig te His 9 Kassel 1960, 234 Balders, Kurze Ge-
schichte der deutschen Baptısten, in Ders. EFın Hert eın Glaube, ine Tauie,
150 re Baptistengemeinden in Deutschland -1 Wuppertal / Kassel
1989,

67 U, 1 Verbreitung unerlaubter TIraktate (1854-1856); StAAg
(Staatsarchiv Augsburg), BANöÖr:  ingen, 5B religiöse Schwärmerei, Anzeigen
€  855); StALD, 207 I‚ Bu 8  9 Verz der verbotenen Schriften (1848-1864);
Onal, Das wachsende Werk, 234
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lass gewährt werden MUSSTeE, auch gemeindeinterne Beratungen
2um möglich etztliıc. wurde jegliche Versammlungstätigkeit unterbun-
den Da rediger und Religionslehrer nicht anerkannt und andere Per-

diese Funktionen nicht auszuüben efug dIC  9 W AdrL niemand
mehr da, ega eine Versammlung leiten, eın chrittwor: lesen

Im Lande Hannmnover zeigte 111} sich in oberen Behördenkreisen VCI-
unsichert: Einerse1its UuUrc den nachwirkenden Einfluss der liberalen
Gesetzgebung VO 1848, andererseits mangels Gesetze, auf deren rund-
lage die Einschränkung und Unterdrückung der freikirc  ichen Religions-
ausübung hätte legalisiert werden können. SO liefßsen die leitenden Be-
hörden die unteren Instanzen gewähren, WCII1) 1€es der Einschränkung
freikirchlicher Aktivitäten diente.

Im politisch reaktionären Kurs essens wurden samtliche religiösen
Versammlungen verboten, Zwangstaufen angeordnet (wie in Nassau) und
Kinder mıiıt chlägen traktiert, S1e Unterricht und Konfirmation in
der Kirche anzuhalten. Per esetz wurden freikirchlichen Angehörigen
die bürgerlichen Rechte abgesprochen und S1C VO behördlichen Eid
ausgeschlossen.®

Die staatlichen eNOorden arbeiteten die Baptisten W1€E die Me-
thodisten länderübergreifend. Allerdings nahmen Beginn der sechzi-
SCI a  re die im politisch zersplitterten Deutschland weitgehend VO den
NnNeNMIiINIsterien inszenıerten Erhebungen und die mıiıt den Justizbehör-
den koordinierten Strafaktionen die in chärfe und zeitlicher Aauer
graduelle Unterschiede VO Land Land und auch innerhall der einzel-
11C  w Staaten zeigen Intensitäat und NzZza mer  1C ab DiIie STAaaAats-
kirchliche Schikanierung und Unterdrückung, die VOT em dem Kasual-
bereich galt, hinterliefßs in freikirchlichen W1€E in landeskirchlichen Ge-
meinden gravierende Spuren.°

egen die Repressionen VO aat un Kirche, die sich dauernd schwere
Rechtsverletzungen chulden kommen lielßsen, protestierten die be
drängten, in ihrer Existenz gefährdeten Baptisten bei den ehNorden ler
Stufen der waählten den Weg der Berufung, ihr Recht geltend
machen. Die eNorden praktizierten eine Hinhaltetaktik, verschleppten

Doose, Freikirchen, ff) NWStADe (Nordrhein-Westf. Staatsarchiv etmold),
335 Gesetz-Sammlung für die Königl. Preufs Staaten, Nr 2 9 Verordnung 11

März 1850; SaHStADr, MinVo.  ild., ZUT: Unterdrückung der Baptisten;
Balders, Kurze Geschichte, NsHStAHan, 19352: eD! 80/2611,
R Behördenakten (1850-1856); EvKıHNZADAa, 23/62. Korresp. Herzogl Nass.
Landesregierung Landesbischof (1860) 17//J12; Austritte (1862) 10/265,
Behördenakten.

69 GStAPKBe, LAHA, KRep {I11 Sekt Abt a, 51, Meth., (  , laänder-
übergreifende Maisnahmen ;: uch EZABe, 14/818:; HeHStAWi, 2117/5832; ZUuU
Kasualbereich (1854-1864).
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Prozessverfahren, ignorierten zugunsten der Baptısten gefällte Gerichts-
urteile un ollten abgeschlossene Verfahren wieder aAlıt: ®

Ahnlich zZe1g sich die Situation bei den Methodisten, die ebenso WwW1E
die Baptisten Auswanderungen verzeichnen hatten, die dem fort-
währenden Druck der staatlichen Organe ZULC ultima rAaliı0 geworden
IC  > DIie Methodisten verfassten Verteidigungsschriften, Orlientierten in
kircheneigenen Zeitschriften, die S1e auch benutzten, in Amerika ber
die bedrückende religiöÖse Lage ın Deutschland berichten. Wıe die
Baptisten richteten auch die Methodisten Petitionen die Abgeord-
netenkammern und andtage. Jacoby erreichte mı1t der etition, die
der amerikanische Gesandte preußsischen ofe in Berlin Marz
1867 Staatsminister raf VO Bismarck übermittelte, die ufhebung VO

staatlichen Verboten und die Sistierung VO Ausweisungen. '
DIie breite und intensive Au  Arungs- und Unterstützungsarbeit, die

das Ausland zugunsten der Baptısten und Methodisten die FCDICS-
S1VE Politik in Deutschland unternahm, verfehlte ihre Wirkung auf die
ANeT nicht S1ie wurde insbesondere VO den internationalen angelsäch-
sischen Gremien der lianz SOW1E VO herausragenden Persönlichkeiten

und vorangetrieben, die mit Empfehlungsschreiben, Vortragen
un Manifestationen auf die deutschen Länderregierungen einwirkten. “

Die längst auf staatlicher Ebene laufenden Debatten eine gesetzli-
che Grundlage für die freikirc  ichen Gemeinschaften hrten urc die
eingehende Gesetzesarbeit 18570 sog,  ten Dissidentengesetzen

in achsen und Württemberg), die 1im Wesentlichen die „Bildung
religiöser Vereine aufßserhal der anerkannten Kirchen VO einer
staatlichen enehmigung unabhängig  C6 machten, verbunden mi1t dem
Recht der freien gemeinsamen Religionsausübung 1im häuslichen und
Ööffentlichen Gottesdienst SOW1E der selbstständigen Ordnung und Verwal-
tung ihrer Angelegenheiten. Irst 1im Rahmen dieser gesetzlichen Entwick-
lung wurde. CS den Freikirchen in jenen Jahren möglich, sich VO der
Landeskirche klar Trennen und ihre Absicht einer eigenen kirchlichen
UOrganisation konsequent mzusetzen, zumal freikirc  iche Vertreter

(): 9 NsH5StAHan, 13/34606, (1859); HStAStu (Hauptstaatsarchiv Stuttgart),
D Bu 894 (1845-1848), Druckschrift, vgl ondalt, Das wachsende Werk, 2236
Der Evangelist, Bremen, SE NT 59, Okt 1851, 500 f7 Nr. Z Okt
1869, 178 Der Christliche pologete, Cincinnati, AUlL, Nr 27 Jan
1850, T: PAAABoO (Politisches Archiv des Auswarti  artıgen Amtes, Onn), KOT-
FrCSp S. Jacoby, J. A. Wright, Schleinitz (  y Wright Bismarck

Marz 1867, Ministerial- Behörde  Oorresp., Wright uch o1gt, Ma-
nuskript (18 NOov. ders., Die Evangelisch-methodistische Kirche, 151 ff1
M. Jelten, Von deutschen Baptısten, die 1im Jahrhundert auswanderten, 1in
Freikirchenforschung Nr. 5) VEIGT, Munster 1995, 85

72 Lehmann, Offenes Sendschreiben den deutschen evangelischen rchen-
tag amburg 1C hg eingeleitet Branädt, Wuppertal Kassel
1987 vgl 0) Protocoll-Auszug der Bundes-Conferenz 185 1 Donat, Das
wachsende Werk, 244
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schon ängere eit mıiıt den Staatsbehörden der OÖffentlichen Aner-
kennung in Verhandlungen standen. Den Baptisten iın Preufßen wurden

der siebziger a  re gesetzlich Korporationsrechte zugesprochen. ””
A7zZ1it

Das rgebnis der Entwicklung 1im 1C auf die Baptisten in Preuflsen ENLT-
sprach weder der rwartung och der Zielsetzung der Regierung; das
„Gewährenlassen“ Wr aum USdruc einer Erkenntnis, dem Baptismus
als einer Art alternativen Christentums ZUrLC Groifskirche 4um geben, CS
11U5S55 vielmehr als CIAe olge behördlichen Zauderns, einer Hilflosigkeit
in der NMacht der enrhe1 werden, einer im Verhältnis Zur

Gesamtbevölkerung verschwindend kleinen Minoritat VO staatlich-kirch-
licher eıte her Paroli bieten können. DIie schwankende tung des
KOni1gs und sSEINeETr inister, die unsichere Rechtsgrundlage, die Unüber-
schaubarkeit, Kompliziertheit und Langatmigkeit 1im preußsischen Uro-
kratismus leisteten dem Baptiısmus immer wieder Vorschub, das Zögern
un die Uneinigkeit auf en Behördenstufen SOWI1E die vorhandenen
Gesetzesnischen geschickt, oft auch rücksichtslos us  zen

Abgesehen VO orgehen des preußsischen Staates die separıler-
ten Lutheraner, scheint C  9 4SsSSs aufserhalb Preuflsens die staatlichen Orga-

entschiedener und och schärfer die freikirchlichen Bewegun-
SCH einschritten. Das usstien auch die Methodisten erfahren, die WI1eE-
derholt ihre eigentlichen missionarischen Absichten und ICI Erst 1im
Laufe der eıt deutlicher erkennen gaben Nicht überall wurde den
CNaNNTEN Abtrünnigen VO staatlicher Seite her eine ure ZUrC Rückkehr
in die Staats- bzw Landeskirche ffen gehalten, W1e€e 168 anfänglich in
Preufsen und auch in Württemberg der Fall W  -

Vielerorts die ehNorden gegenüber dem Auftreten und der
regionalen Massierung freikirchlicher ewegungen in ihrem Denken und
miıt ihren Kräften uberiordert DIie VO freikirc  icher Seite postulierten
Anliegen und Absichten nicht mit dem staatlichen und staatskirch-
lichen „Bild“ VO eligion un Christentum in Einklang bringen, WCS-
halb auch der theologische Hintergrund der freikirchlichen Bestrebun-
CN für ber- und Unterbehörden weitgehend nicht verständlich und
nachvollziehbar W  _ Das enNnlende Verstäaändnis INAaS auch mitgewirkt ha-
ben, A4ss die Berliner ehNoraden in der Anfangszeit die Baptisten W1€E frü-
her die separıerten Lutheraner falsch eingeschätzt en

73 TÜZ! Das Eindringen des Methodismus, 118 H7 StALD, 179 11  9 Bu 6468,
Berichte, Korresp.,eb 184 E Bu 529, Erhebungen (18068); EZABe
7/5542. Akten EO Berlin (1859/1862/1868); eb 7/3448, Korresp. LELOK/Kon-
SisStorien (1860); u 5 9 483, Gesetz betr. die Erteilung der Korpora-
tionsrechte Baptistengemeinden (in Preufsen) Juli 1575
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Die Rechtsmittel der deutschen Staaten reichten nicht AUS, auf eg
e1ise mıit einem eindeutigen Verbot den freikirc  ichen Bewegungen
beizukommen. on früh 1St in der Behandlung religiöser Ge-
meindebildungen der Dualismus zwischen liberalen und reaktionären
Kräften jener eıt eutlıc spürbar, darüber hinaus in Berlin die ach
preufsischem Muster herrschende StırenNgEC Gesetzlic  eıt in der Rechts-
pllege, in der jedoch verschiedentlich die Wirkung des lgemeinen
Landrechts sich durchzusetzen vermochte, das ach tan der inge eın

polizeiliches Verbot die Baptısten nicht hne we1ıliteres zuliefs Wohl
nicht VO ungefähr hatte schon Beginn der Auseinandersetzungen Poli-
ZeimMMNIStTer VO Rochow gegenüber dem Kultusminister gleich die Bestim-
MUNSCH des Landrechts geltend gemacht, WOTrın eın möglicher rund lie-
SCH ur  ©} WATLUIN die Baptısten nicht miıt einem direkten Verbot belegt,
sondern 11ULEr mit indirekten Mitteln bekämpft wurden.

In der Folgezeit wurde die Haltung der Läiänderregierungen allmählich
toleranter. Das zeichnet sich 1im liberaler werdenden politischen und
kirchlichen Kontext namentlich in Preufßen aAb DIie Staatsbehörden waren
in der Anwendung der Gesetze mehr und mehr unein1g und unsicher.
S1e hegten auch Zweifel ihrem Vorgehen, zumal die bestehende Ge-
setzgebung sich ohnehin als unzureichend erwıiıesen hatte Die 1-
stellten nNnstanzen eklagten die fehlenden weisungen der erbehör-
den Als spater freikirchliche Gemeinschaften, WwW1€ CELTW: die Siebenten-
Tags-Adventisten, in Deutschland auftraten, gaben sich insbesondere die
Oberbehörden wesentlich zurückhaltender als ahrzehnte

In diesem langen wechselwirkenden ngen zwischen 9 und rel-
kirchen spielte die Presse eine ambivalente Anfänglich kritisch, ja
oft feindselig gegenüber den ewegungen eingestellt, ergriff die
öffentliche Meinung zunehmend Parte1i für die kommenden Freikirchen
insbesondere dort, die eNorden ihren aufwendigen Polizei- und Ver-
waltungsapparat die freikirchlichen Bestrebungen eingesetzt hat-
ten

Nachdem die Zeichen der eıt allmählich für die freikirchlichen Mino-
ritaten sprachen und den Baptısten und Methodisten schon die Deutsche
Erweckungsbewegung den Boden vorbereitet hatte, vermochte sich das
Freikirchentum in Deutschland ehaupten, TE1LLC hne A4SSs in der
rec  ichen Form den Status des Aufsenseiters hätte ablegen können.


